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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Die Studenten haben 
unsere volle Sympathie 

'»Machen Sie doch was!" Mit dieser Auf- 
forderung wandte sich Bundeskanzler 
Helmut Kohl an Oppositionsführer Rudolf 
^harping, an die SPD und die Grünen, nach- 
dem er vorgerechnet hatte: Rheinland-Pfalz, 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen 
j!ehmen den schlechtesten Platz bei den 
J*°chschulausgaben von allen Ländern der 
ßundesrepublik ein. 
\!elmut Kohl kritisierte in aller Schärfe, daß Scharping 
£le Gelegenheit der Haushaltsdebatte am 26. Novem- 
^er nur dazu benutzt habe, polemische Angriffe zu 
0rniulieren, ohne etwas zur Sache zu sagen. Schon 
|ar nicht habe er Antworten auf die Proteste deutscher 
Renten gegeben. 

»»Wir haben uns vor der 
Verantwortung nicht gedrückt" 

gle Studenten sind nach Bonn gekommen. Aber 
°nn sei gar nicht ihr Ansprechpartner. Helmut Kohl: 

Y lr als Bundesregierung haben uns nämlich vor der 
erantwortung nicht gedrückt." 

Und^'leS' Was die Studenten beklagen, ist berechtigt 
§      - so der Bundeskanzler - „verdient unsere 
tioPathie und Unterstützung": Diese junge Genera- 

n wolle nicht den Sturz der Republik, sondern sich 

Fortsetzung auf Seite 3 
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Kurz & gut 

Sonderregelung 
2 Jahre länger 

Vor allem die Kommu- 
nen in den neuen Bun- 
desländern werden ent- 
lastet, wenn der Bun- 
destag das Votum des 
Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung in 
Sachen ABM-Lohnko- 
sten bestätigt und die 
Sonderregelung in Ost- 
deutschland um zwei 
Jahre verlängert. Da- 
nach könnte auch wei- 
terhin die zehnprozenti- 
ge Reduzierung der 
Lohnkostenzuschüsse 
durch eine entspre- 
chende Verkürzung der 
Arbeitszeit von ABM- 
Kräften kompensiert 
werden. 

Neue Umfrage 
zeigt EURO 
Umschwung 

Von 63 auf 45 Prozent 
gesunken ist seit Herbst 
1996 der Anteil der 
Deutschen, die eine ge- 
meinsame europäische 
Währung skeptisch be- 
urteilen. Diesen Stim- 
mungsumschwung hat 
in ihrer aktuellen 
Herbstumfrage die 
Konrad-Adenauer- 
Stiftung festgestellt. 

Zeugenschutz 
wird ausgebaut 

Ein Zeugenbeistand auf 
Staatskosten ist der we- 
sentliche Bestandteil des 
neuen Zeugenschutzge- 
setzes. Es sieht auch 
Zeugenvernehmung in 
einem anderen Raum 
vor, wenn die Gefahr be- 
steht, daß das Wohl des 
Zeugen bei Anwesen- 
heit im Gerichtssaal 
schwerwiegend beein- 
trächtigt wird. 

Interessen 
der Kommunen 

gewahrt 
Auch in Zukunft werden 
die Einnahmen aus 
Konzessionsabgaben 
der Energieversor- 
gungsunternehmen den 
Kommunen ungekürzt 
zufließen. Das sieht das 
neue Energiewirt- 
schaftsgesetz vor, das 
die uneingeschränkte 
Kompetenz der Kom- 
munen bei der Energie- 
versorgung bestätigt. 

CDU/CSU : Neue Initiativen für mehr Beschäftigung 
„Die Menschen gen muß." Mit finanzieren - ber in Berlin: fähigen Sozial- 
müssen wieder diesen Worten Beschäfti- Sozialhilfeemp- hilfeempfän- 
wissen, daß je- erläuterte Ulf gungsangebote fänger sollen gern - 80.000 
der, der von Fink eine Initia- gefördert wer- 
der Gemein- tive der den sollen. Arbeit in den Jahre zuvor - 
schaft eine Lei- CDU/CSU-Bun- Wichtigste For- Kommunen haben die 
stung erwartet. destagsfrakti- derung auf herangezogen Kommunen 
auch selbst ei- on, wonach dem CDU/CSU- werden. Fink: bereits Arbeit 
ne Leistung für künftig - an- Kongreß „Ar- Für 200.000 beschafft, und 
die Gemein- statt staatliche beit für alle" von insgesamt es rechnet sich 
schaft erbrin- Alimentation zu am 18. Novem- 700.000 arbeits- für sie. 

DAS WICHTIGSTE    |\|R, 

DER WOCHE    f 
AUF EINER SEITE 

„Zusammenstehen, fest ent- 
schlossen, einig und stark - mit 
Christian Wulff an der Spitze, der 
jede nur denkbare Unterstützung 
verdient hat." 

Wilfried Hasselmann auf dem 
Landesparteitag der CDU Nieder- 
sachsen in Stade - 

Bundeshaushalt 1998 und Nachtrag für das Haushaltsjahr 1997 

Konjunkturelle Belastungen aufgefangen 
Ohne Steuererhöhungen, ohne zusätzliche 
Schulden und ohne Einschnitte in die Lei- 
stungen für die Bürger hat die Koalition im 
Nachtrag 1997 und im Haushalt 1998 sowohl 
Mehrausgaben für Arbeitsmarkt und Renten- 
zuschüsse als auch Steuermindereinnahmen 
von rund 21 Milliarden Mark bewältigt. 

Damit unterstützen CDU/CSU und FDP den 
sich verstärkenden wirtschaftlichen Auf- 
schwung und erfüllen gleichzeitig die Bedin- 
gungen für die Teilnahme Deutschlands an 
der europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion. 

Eckwerte 1997: Trotz zusätzlicher Haushalts- 
belastungen sinken 1997 die Gesamtausga- 
ben des Bundes gegenüber dem Vorjahr um 
2,4 Prozent, nämlich um fast 11 Milliarden 
auf 444,8 Milliarden Mark. Die Nettokredit- 
aufnahme im Nachtragshaushalt beträgt 70,9 
Milliarden Mark und liegt um 330 Millionen 
Mark unter der ursprünglichen Annahme. 

Eckwerte 1998: Bei den Haushaltsberatun- 
gen ist es gelungen, Belastungen in Höhe 

von 14 Milliarden Mark vollständig aufzufaf 
gen und darüber hinaus die Nettokreditauf- 
nahme um 1,4 Milliarden auf 56,4 Milliarde" 
Mark zu senken. Damit wird die Grenze des 
Artikels 115 Grundgesetz deutlich unter- 
schritten. 

Die Gesamtausgaben 1998 liegen mit 456,8 
Milliarden Mark auf dem Niveau von 1996. 
Durch konsequente Konsolidierungspolitik 
leistet der Bund mit einem Ausgabenanteil . 
von 12 Prozent am Bruttoinlandsprodukt se1" 
nen Beitrag zur notwendigen Senkung der 
Staatsquote. Dies ist der niedrigste Wert sei' 
den 50er Jahren. 

Mehrausgaben im Sozialbereich 
Da es auch 1998 noch nicht zu einem spürba- 
ren Rückgang der Arbeitslosigkeit kommen 
wird, werden die Arbeitsmarktausgaben des 
Bundes auf 45,6 Milliarden Mark steigen - 
nach 41,6 Milliarden im laufenden Jahr. Die 
Leistungen für die Rentenversicherung wer- 
den 1998 die Rekordmarke von 90,4 Milliarde11 

Mark erreichen. 

Kein Votum gec en Wehrpflicht Sprechblasen statt Reformen 
Arbeitslosigkeit, haben nur 13.000 „Innovation" ist das Senkung der Lohn- 
Renten, Innere Si- an der Befragung Schlüsselwort des nebenkosten, Stär- 
cherheit - das sind teilgenommen. Den wirtschaftspoliti- kung des Mittel- 
die Themen, die im Initiatoren ist ent- schen 10-Punkte-Pro- stands, Förderung 
Vordergrund ste- gangen, daß sich gramms der SPD- von Existenzgrün- 
hen. Wehrpflicht ist die Wehrpflicht als Bundestagsfraktion. dungen, Arbeitsan- 
es nicht. Das hat Ausdruck der per- Aber die konkreten reize für Sozialhilfe- 
das Ergebnis der sönlichen Mitver- Vorschläge enthalten empfänger, umwelt- 
FDP-Mitgliederbe- antwortung der nichts Neues. Sie gerechte Verkehrs- 
fragung gezeigt. Bürger für Frieden sind weithin bei Uni- politik -vieles ko- 
Von insgesamt und Freiheit be- on und Bundesregie- piert, aber nicht 
70.000 Mitgliedern währt hat. rung abgeschrieben: kapiert. 
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Bundesfinanzminister Theo Waigel 

am 25. November im Deutschen Bundestag: 

Eckwerte eingehalten - 
keine Steuererhöhungen 

P'e Koalition hat für den Nachtrags- 
haushalt 1997 und den Haushalt 1998 
£in tragfähiges Konzept erarbeitet. Wir 
haben dabei eine Reihe von Zielkonflik- 
ten lösen können: 
J Keine höhere Neuverschuldung, trotz 
der erheblichen Haushaltsmehrbelastun- 
§en durch Steuern, Arbeitsmarkt und Ren- 
te. 

* Es gibt keine Steuererhöhungen. 
* Das gilt auch für die Absenkung des 
Solidaritätszuschlags ab Januar 1998. Das 
GeM fließt in voller Höhe in die Taschen 
der Bürger. 
* Der Bundeshaushalt leistet seinen Bei- 
lra8 zur Einhaltung des Maastricht-Defi- 
2'twertes- 1997 und 1998. 

Fortsetzung von Seite 1 
e'ne Zukunft erarbeiten, Leistung erbrin- 
gen und beruflichen Erfolg haben. Dies 
Seien nicht die Ziele, die Herrn Fischer 
^nd seine Freunde seinerzeit über die 
Rollbahnen getrieben hatten. 
^er Bundeskanzler erinnert an die 3,6 
Milliarden und 2,5 Milliarden Mark, die 
dle Bundesregierung für ein Hochschul- 
jJ°nderprogramm und für den Hochschul- 
Dau bereitgestellt hat, ebenso wie an die 
0 Millionen Mark zur besseren Ausstat- 

.Ung der Universitätsbibliotheken. Dies 
lst besonders bemerkenswert, da 90 Pro- 

Die wesentlichen haushaltspolitischen 
Eckwerte stellen sich gegenüber den Re- 
gierungsentwürfen sogar etwas günstiger 
dar: 

• Das nominale Ausgabenwachstum 
bleibt sehr moderat. Die Gesamtausgaben 
des Jahres 1998 liegen nur 0,3 Prozent 
über den Ausgaben des Jahres 1996. 
Die Ausgabenentwicklung im Bundes- 
haushalt unterschreitet damit erneut deut- 
lich die Prognosen für das Wirtschafts- 
wachstum in diesem und im nächsten Jahr. 
• Die Nettokreditaufnahme liegt sowohl 
beim Nachtrag 1997 als auch beim Haus- 
halt 1998 unter den Zahlen der Regie- 
rungsentwürfe. 
Dieser Erfolg ist uns trotz der Kassandra- 

zent aller Finanzierungsleistungen Sache 
der Bundesländer sind. 
Helmut Kohl: „Statt ihren Verpflichtun- 
gen nachzukommen, haben vor allem die 
SPD-regierten Länder die Hochschuletats 
drastisch gekürzt." Dabei gehe es gar 
nicht um die Frage des Geldes, sondern 
um den guten Willen. Hier offenbare sich 
ein totales Versagen einiger Länder. 

Helmut Kohl noch einmal an die Adresse 
von SPD und Grünen: „Sie tun nichts für 
die Zukunft, Sie wollen nur auf die Re- 
gierungs-Bank." (Wortlaut der Rede 
des Bundeskanzlers in UID 39/97). 

Jiir 8en Rüttgers: Aktionspartnerschaft für Deutschlands Hochschulen: Seite 18 



Seite 4 ■ UiD 38/1997 BUNDESHAUSHALT 

rufe der Opposition gelungen. Wir haben: 
• Forderungen nach Mittelaufstockungen 
nicht nachgegeben, sondern alle Entla- 
stungsspielräume konsequent zur Ausga- 
benabsenkung genutzt. 
• Das Haushaltsmoratorium haben wir 
weiterhin strikt eingehalten. 
• Alle haushaltswirtschaftlichen Ein- 
sparungspotentiale wurden genutzt. 
• Alle ordnungspolitisch richtigen Priva- 
tisierungsmöglichkeiten wurden konse- 
quent ausgeschöpft. 

Struktureller Reformbedarf 

Dennoch sind die Haushalte von Bund, 
Ländern und Gemeinden an die Grenzen 
ihrer Belastbarkeit gestoßen. Die Budget- 
spielräume sind durch hohe Grundlasten 
weitgehend ausgeschöpft. 
Allein die Sozialtransfers decken 1998 mit 
176 Mrd. DM fast 40 Prozent der Ausga- 
ben im Bundeshaushalt ab. 
Die Bundeszuschüsse an die Rentenversi- 
cherung und die Bundesknappschaft wer- 
den 1998 mit 86'/2 Mrd. DM eine Rekord- 
höhe erreichen. Für die Alterssicherung 
werden im Bundeshaushalt 1998 insge- 
samt fast 95 Mrd. DM aufgewendet. 
Dazu kommen die Beiträge zur Renten- 
versicherung für Arbeitslosengeld- und 
Arbeitslosenhilfeempfänger. Sie betragen 
im kommenden Jahr rund 25 Mrd. DM. 

Diese Zahlen dokumentieren: Das 
Gerede vom sozialen Kahlschlag 
ist falsch und unverantwortlich, 
weil es unbegründete Ängste her- 
vorruft und eine sachliche Debatte 
um den notwendigen Umbau un- 
seres Sozialstaates behindert. 

Die Zukunft muß Vorfahrt haben. Für pri- 
oritäre Felder muß der Staat daher Hand- 
lungsspielraum schaffen: Das sind vor 
allem die öffentlichen Investitionen - im 
Bereich der Infrastruktur, bei Forschung 
und Bildung. 

Das zwingt bei knappen Kassen zu Poster- 
ioritäten an anderer Stelle: Beim öffentli- 
chen Verbrauch, bei den strukturkonser- 
vierenden Subventionen und auch bei den 
Sozialtransfers. 
Wer hier nicht zu einer Diskussion bereit 
ist und überhaupt nicht willens ist, Wichti- 
ges und weniger Wichtiges zu trennen, 
landet unweigerlich bei höheren Schulden. 
Steuern und Abgaben. Mit diesem Ergeb- 
nis wird er am Urteil der Märkte und am 
Urteil des Wählers scheitern. 

Nachtragshaushalt 1997 

Die Gesamtausgaben des Bundes steigen 
durch den Nachtragshaushalt 1997 ge- 
genüber dem bisherigen Soll um 5 Mrd. 
DM auf 444,8 Mrd. DM. 
Die Nettokreditaufnahme konnte gegenü- 
ber dem Entwurf vom Sommer leicht ab- 
gesenkt werden und liegt nunmehr bei 
70,9 Mrd. DM. Damit wird die Nettokre- 
ditaufnahme des Vorjahres von 78,3 Mrd- 
DM deutlich unterschritten. Es ist gelun- 
gen, die Mehrbelastungen von 6,7 Mrd. 
DM aus der November-Steuerschätzung 
durch ein Bündel von Konsolidierungs- 
maßnahmen auf der Einnahmen- und Aus- 
gabenseite ohne zusätzliche Verschuldung 
auszugleichen. 

Haushalt 1998 

Auch im Haushalt 1998 ist es gelungen, 
die gegenüber dem Regierungsentwurf 
aufgetretenen Mehrbelastungen in vollem 
Umfang aufzufangen. Die Eckwerte kön- 
nen sogar gegenüber dem Haushaltsent- 
wurf merklich verbessert werden. 
Die Gesamtausgaben liegen bei 456,8 
Mrd. DM. Sie steigen damit gegenüber 
dem Soll 1997 um 2,7 Prozent. Die Netto- 
kreditaufnahme liegt bei 56,4 Mrd. DM- 
Sie unterschreitet die Investitionen von 
58,1 Mrd. DM und damit die Verschul- 
dungsgrenze des Art. 115 GG deutlich.   ™ 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Solidarität ist nicht regionalisierbar 
Jj11 Anschluß an die Sitzung von 
^DU-Präsidium und Bundesvor- 
stand am 24. November informierte 
Generalsekretär Peter Hintze die 
Presse in Bonn über die Ergebnisse. 

Keine Entsolidarisierung 

zwischen West und Ost 
J^ne klare Absage hat der Bundesvorstand 
dem Vorschlag einer Regionalisierung der 
^ozialversicherungssysteme erteilt, den 
auf dem CSU-Parteitag in München Mini- 
sterpräsident Edmund Stoiber gemacht 
hat. 

Jjteneralsekretär Peter Hintze: „Wir sind 
J*er Auffassung, daß eine solche Regiona- 
1Slerung uns von dem grundgesetzlich 
^getragenen Ziel abbringen würde, 
P'eichwertige Lebensverhältnisse überall 
,n unserem Land herzustellen. Vor allem 
^ürde sie uns in unseren Anstrengungen 
Weit zurückwerfen, die Lebensverhältnis- 
?in Ost und West einander anzuglei- 

chen." 
ehr hohe Beiträge für die Arbeitslosen- 
Sicherung in den neuen Bundesländern 
urden vergleichsweise niedrigen Beiträ- 

^n in den süddeutschen Ländern gegen- 
^stehen. Die Beitragslast, die dann auf 

w
r eilsplätzen in den neuen Ländern läge, 
ürde den voraussichtlichen wirtschaftli- 
en Aufbau extrem behindern. 

?j
et^r Hintze: „Wir halten am Grundprin- 

zip ^Solidarität in Sanz Deutschland 
n 

S h^
ir wissen aber gleichzeitig, daß wir 

cn neuen Organisationsmodellen suchen 
^. Ssen, die Effizienz, Bezahlbarkeit und 
ril     

criaftlichkeit unserer Sozialversiche- 
§Ssysteme verbessern. Eine Regionali- 

sierung der Kosten lehnen wir jedoch 
strikt ab." 

Der EURO wird 
pünktlich starten 

Der Bundesvorstand hat auch die Kritik 
des bayerischen Ministerpräsidenten am 
europapolitischen Thesenpapier der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion zurückge- 
wiesen und den europapolitischen Kurs 
von Wolfgang Schäuble bestätigt: 

• Es bleibt bei den vereinbarten Kriterien 
der gemeinsamen Europäischen Wirt- 
schafts- und Währungunion. 
• Es bleibt bei unserem Fahplan und dem 
pünktlichen Start des EURO. 

Erfolgreicher Gipfel 
in Luxemburg 

Bundeskanzler Helmut Kohl und Bundes- 
arbeitsminister Norbert Blüm haben die Er- 
gebnisse des Beschäftigungsgipfels in Lu- 
xemburg positiv bewertet und dem luxem- 
burgischen Premierminister Jean-Claude 
Juncker für die gute Vorbereitung gedankt. 
Der Bundesvorstand teilte diese Bewer- 
tung und hob als Erfolge der Beratungen 
insbesondere das Darlehnsprogramm der 
Europäischen Investitionsbank und die 
Leitlinien zur Beschäftigungsförderung 
sowie zum Abbau der Jugendarbeitslosig- 
keit hervor. 
Generalsekreträr Peter Hintze: „Der Gip- 
fel in Luxemburg hat erneut deutlich ge- 
macht, daß Deutschland bei der Schaffung 
von Arbeitsplätzen gegenüber anderen 
europäischen Ländern einzig und allein 
deshalb ins Hintertreffen geraten ist, weil 
die Sozialdemokraten in diesem Land die 
große Steuerreform blockieren." 
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Die Steuerreform dürfe nicht bis nach der 
Bundestagswahl 1998 verschoben werden. 
Sie müsse schon vorher auf den Weg ge- 
bracht werden. 
Peter Hintze: „Wir brauchen die große Steu- 
erreform, wenn nicht trotz erfreulichen 
Wirtschaftswachstums die Steuereinnahmen 
des Staates weiter zurückgehen sollen. Aus 
durchsichtigen Gründen eines taktischen 
Vorteils nehmen Lafontaine und Schröder 
große Nachteile in Kauf, die Bund, Länder 
und Gemeinden gemeinsam treffen." 

Die Studenten haben 
unsere volle Sympathie 

Mit einem Hochschulsonderprogramm in 
Höhe von 3,6 Milliarden Mark und mit 
Mitteln für den Hochschulbau in Höhe 
von 2,5 Milliarden Mark hat die Bundes- 
regierung in dieser Legislaturperiode ent- 
scheidende Maßnahmen ergriffen, um die 
schwierige Situation der überbelasteten 
Hochschulen zu entschärfen. 
Mit der Novelle des Hochschulrahmenge- 
setzes soll das Studium effizienter ge- 
macht, die Studiendauer verkürzt und der 
Wettbewerb unter den Hochschulen ver- 
stärkt werden. 
Generalsekretär Peter Hintze: „Bei den 
Demonstrationen, die im Moment laufen, 

haben die Studenten unsere volle Sympathie 
und auch unsere politische Unterstützung. 
Die Verantwortung liegt ausschließlich be1 

den Bundesländern. Sie sind für die 
Hochschulen zuständig. 90 Prozent der 
Hochschulkosten müssen von ihnen 
finanziert werden, und die gesamte 
Ausstattung mit Lehr- und Lernmitteln 
fällt darunter." 
Peter Hintze: „Die Bundesregierung wird 
ihre Aufgaben pünktlich erfüllen. Das 
neue Hochschultrahmengesetz kann nach 
unserem Willen am 1. April des nächsten 
Jahres in Kraft treten." 

Angriffe auf Rita Süssmuth 
zurückgewiesen 
Mit Entschiedenheit hat der Bundesvor- 
stand alle Angriffe auf die Präsidentin des 
Deutschen Bundestages im Zusammen- 
hang mit der Auszahlung von Mitteln der 
Parteienfinanzierung an die FDP zurück- 
gewiesen. 
Rita Süssmuth habe dem Parteigremium 
vorgetragen, daß sie die Auszahlung an die 
FDP nach gründlicher Prüfung durch die 
Leitungsbeamten der Bundestagsverwal- 
tung und nach Hinzuziehung eines exter- 
nen Gutachtens eines renommierten Ver- 
waltungsrechtlers hin angewiesen habe. 

Frischluft bietet auch 1998 Jugendleiter-Ausbildung an 

Nach zwei erfolgreichen Lehrgän- 
gen im laufenden Jahr bietet der 

christlich-demokratische Kinder- und 
Jugendverband Frischluft e.V. auch 
1998 wieder zwei Jugendleiter-Aus- 
bildungen an. Die Lehrgänge umfas- 
sen je zwei Wochenenden mit insge- 
samt 40 Unterrichtsstunden. Nach er- 
folgreicher Durchführung erhalten die 
Teilnehmer den Jugendleiterausweis. 
Die Ausbildung ist vom Landesju- 
gendamt anerkannt und erfolgt an 

den Wochenenden vom 20. 3. bis 
22.3. und 3.4. bis 5. 4. 1998 in 
Soest/Westfalen und vom 30. 10. bis 
1. 11. und 20. 11. bis 22. 11. 1998 in 
Bonn. 

Anmeldung und Informationen bei 
Frischluft Nordrhein-Westfalen e.V.; 
c/o Jörg Schmidt, Kühlenberg 55, 
58644 Iserlohn, Telefon (030) 
81412 72, Telefax (0 23 74) 7 41 05, 
oder über e-Mail an flnrw@aol.com. 
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Unternehmen kehren 
nach Deutschland zurück 

einer Untersuchung des „Zen- 
r«ms für europäische Wirtschaftsfor- 

jcnung" in Mannheim ist der Standort 
Deutschland besser als sein Ruf. Unter- 
nehmen kehren nach Deutschland 
urück und ausländische Firmen ent- 

decken Deutschland neu. Niedrige Löh- 
e sind mittlerweile kein Grund mehr 
Ur Produktionsverlagerungen. 

*und 20 bis 30 Prozent der Auslagerun- 
j=eji nach Ostdeutschland haben sich als 

enlschlag erwiesen, wie das deutsche In- 
gttüt für Wirtschaftsforschung feststellt. 

er Einkauf ist in Osteuropa teurer, die 
VUalität des Materials schlechter und das 

r°duktionsengagement der Mitarbeiter 
!Jangelhaft. Diese Erfahrung machte zum 

ejspiel der Flughersteller Lempken in 
j/'Pen am Niederrhein. 
, ach der Deregulierung von Forschungs- 
ernmnissen stimmen auch die Bestim- 

/\Ungen für die Bio- und Gentechnologie 
'eder. Die Hoechst-Tochter Marion 
°ussel eröffnet ein neues Zentrum für 
gewandte Genom-Forschung in Mün- 

d 
en- In diesem Jahr wird mit einer Ver- 

^Pplung der Zahl der Bio-Technologie- 
p.hernehmen gerechnet. 
0'

n^weitere Aufwertung erfährt der Stand- 
Zü 

Deutschland durch staatliche Beihilfen, 
gü

m Beispiel für umweltverträgliche Ferti- 
^   gsmethoden. Gefördert werden zum 
c^ sP]el Solaranlagen, die in Gelsenkir- 
gu 

n Und Alzenau weltweit führende Ferti- 
gsstätten für Sonnenkollektoren bauen. 

(jen pln Germany verkauft sich auch bei 
im A 

mPuter-Pr°grammen mittlerweile 
w._ u.sland gut. Kürzlich erhielt der Soft- War   u    ,u 6ul- rwurzucri ernien uer o 
sche

e"Hersteller SAP mit Sitz im badi- 
n Waldorf den ersten Arbeitsplatzp reis 

in Deutschland. Er wird vergeben an das 
Unternehmen, das in absoluten Zahlen die 
meisten Leute einstellt. Dies zeigt: Mehr 
Beschäftigung entsteht durchaus durch 
neue Produkte. 

Auch der Kerpener Spezialist für Vernet- 
zung von Computer-Systemen COMPU- 
NET findet internationale Beachtung. Er 
hat sich seit 1984 zu einem großen Kon- 
zern mit 2.800 Mitarbeitern und 17,3 Mil- 
liarden Mark Umsatz entwickelt. 
Selbst Firmen, die sich im Silicon Valley 
angesiedelt haben, fragen mittlerweile In- 
formatiker aus Deutschland, wie etwa die 
der Hamburger Informatik-Firma Poet- 
Software, nach, um Datenbank-Lösungen 
zu finden. Ursache hierfür ist der hohe 
Lohn, den man in den USA erstklassigen 
Leuten im Vergleich zu Deutschland zah- 
len muß. 

Der bayerische Autositzhersteller Bertrand 
Faure hat die Produktion von Autositzen 
komplett aus Tschechien wieder nach 
Deutschland zurückgeholt. In Geiselhö- 
ning werden sie nun dank Automatisie- 
rung und verbesserter Logistik günstiger 
als je zuvor hergestellt. Ursache waren 
u.a. die langen Wartezeiten an der 
deutsch-tschechischen Grenze, die die 
Weiterverarbeitung in Deutschland verzö- 
gerten. 

Das Fraunhofer Institut für Systemtechnik 
und Innovationsforschung in Karlsruhe 
hat einen neuen Trend entdeckt: „Betriebe, 
die in den vergangenen zwei Jahren Ferti- 
gungsbereiche ihrer Produktion ins Aus- 
land verlegt haben, weisen mit 80 Tagen 
eine um 32 Prozent höhere Auftragsdurch- 
laufzeit auf als Unternehmen mit aus- 
schließlich inländischer Produktion."      ■ 
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Aufbruch in eine sinnvoll 
organisierte 

Beschäftigungsförderung 

„Ich wünsche mir, daß von diesem 
Kongreß ein Signal des Aufbruchs zur 
Arbeit für alle ausgeht. Ein Aufbruch, 
wie ihn Bundespräsident Roman Her- 
zog in seiner Berliner Rede beschwo- 
ren hat. Er hat gesagt: ,Was sehe ich 
in Deutschland? Hier herrscht Mutlo- 
sigkeit. Krisenszenarien werden ge- 
pflegt', und er fährt weiter fort: ,Ich 
glaube einfach daran, daß die Deut- 
schen ihre Probleme lösen können. Ich 
glaube an ihren Gemeinschaftsgeist 
und ihre Fähigkeit, Visionen zu ver- 
wirklichen. Ich rufe auf zu mehr 
Selbstverantwortung. Wir müssen 
jetzt an die Arbeit gehen. Ich setze auf 
erneuten Mut und vertraue auf unsere 
Gestaltungskraft. Glauben wir wieder 
an uns. Die besten Jahre liegen noch 
vor uns'." 
Mit diesem Wunsch beendete Ulf Fink, 
der Leiter des Arbeitskreises „Arbeit für 
alle" sein Einleitungsstatement auf dem 
Kongreß „Arbeit für alle - Neue Initia- 
tiven für mehr Beschäftigungsförderung" 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion am 
18. November. 
Um die Zukunft aktiv zu gestalten, wur- 
den in Berlin Maßnahmen zur Bekämp- 
fung der Langzeitarbeitslosigkeit, zur In- 
tegration von Jugendlichen ohne Schul- 
abschluß in die Berufsausbildung und 
zur verstärkten Beschäftigung von Ar- 
beitslosenhilfe- und Sozialhilfeempfän- 
gern diskutiert. 
Ulf Fink fordert die Kommunen auf, pro 
Jahr 100.000 Sozialhilfeempfänger zu be- 

schäftigen und das Programm „Qualifi- 
zierung und Arbeit für Schulabgänger" 
bundesweit anzuwenden. Damit kann je- 
der Schulabgänger einen Praktikanten- 
platz mit einem Nettoeinkommen von 
monatlich 500 Mark und Qualifizierung 
erhalten. 
In der Eröffnungsdiskussion wurden die 
unterschiedlichen Positionen von Arbeit- 
geber-, Arbeitnehmerseite und Politik 
ausgetauscht. 

„Arbeit für alle - 
neue Initiativen für mehr 

Beschäftigungsförderung": 
Kongreß der CDU/CSU- 

Bundestagsfraktion 
am 18. November in Berlin 

Konsens wurde erzielt in dem Sinne, daß 
in der anlaufenden Aufschwungphase 
statt Überstunden mehr befristete Ein- 
stellungen als Weg zu Dauerarbeitsver- 
trägen erfolgen sollten. Übereinstim- 
mung gab es auch, daß bei genügend Ar' 
beit Innovationen, Kostensenkung und 
flexible Arbeitszeitgestaltung wichtige 
Voraussetzungen für mehr Beschäftigung 
sind, wie der stellvertretende Fraktions- 
vorsitzende Heiner Geißler feststellte- 
Der Präsident der Bundesvereinigung de 
Arbeitgeberverbände, Dieter Hundt, 
hatte zuvor betont, die Tarifparteien hät- 
ten ihren Beitrag zum Abbau der Arbeit8' 
kosten geleistet. So habe es in diesem 
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Jahr äußerst moderate Lohnabschlüsse 
§egeben. Dagegen sei die von der Politik 
^ersprochene Kostensenkung durch Re- 
formen nahezu ausgeblieben. Eine mode- 
rate Tarifpolitik laufe aber ins Leere, 
^enn die gesetzlich verordneten Lohnne- 
Denkosten unverändert steigen. 

Norbet Blüm: Soviel läßt 
sich gar nicht sparen 
Der Bundesminister für Arbeit und So- 
*'alordnung, Norbert Blüm, wies die 
Kritik zurück. Wenn von den Unterneh- 
men nicht eingestellt, sondern entlassen 
^erde, könnten Sparmaßnahmen nicht 
ihre Wirkung entfalten. „Soviel kann ich 
§ar nicht sparen, wie die Arbeitslosigkeit 
^öcher in die Sozialkassen schlägt," er- 
härte er. Unternehmer dürften nicht erst 
Jjann Leute einstellen wollen, wenn die 
Rosten auf Null gebracht seien. Dieter 
f*undt konterte, die Arbeitgeber könnten 
keine Leute einstellen, wenn die Arbeits- 
Plätze nicht von Kosten entlastet würden. 
°ann gingen die Firmen in noch größe- 
rern Umfang kaputt. So werde es im 
ochsten Jahr einen neuen Pleitenrekord 
§eben. Eine Erhöhung der Versiche- 
rungsbeiträge wäre ein Schritt in die 
fische Richtung. Norbert Blüm kritisier- 
te ferner, daß von den Arbeitgebern ge- 
feit reguläre Arbeitsplätze in geringfügi- 
§e Beschäftigungsverhältnisse umgewan- 
dt würden. 

er Vorsitzende des Deutschen Gewerk- 
^haftsbundes (DGB), Dieter Schulte, 

andre sich in einem schriftlichen 
ß.^ement erneut gegen die sogenannten 
f O-Mark-Jobs und andere Niedriglohn- 

rrnen bis zur Scheinselbständigkeit. 
§esichts der negativen Folgen der 

s^
rin§fügigen Beschäftigungsverhältnis- 
forderte er nicht nur für die Sozialver- 

lö
cnerungssysteme intelligente Gesamt- 

D 
S^nSen. So plädierte er für eine Ar- 

beit-Neuorientierung auf Jahres- 

oder Lebenszeiträume und neue Beschäf- 
tigungsfelder durch sogenannte Einfach- 
arbeitsplätze. Diese könnten vor allem 
jungen Leuten den Weg in besser bezahl- 
te und qualifizierte Jobs offenhalten. Der 
DGB-Chef warnte davor, die Mittel für 
aktive Arbeitsmarktpolitik in den neuen 
Bundesländern zu kürzen, da es noch 
keinen selbstragenden Aufschwung gebe. 
Am Mittag eröffnete Bundestagspräsi- 
dentin Rita Süssmuth die Ausstellung 
„Markt der Möglichkeiten". Hier stellten 
Kommunen und andere Träger ihre be- 
reits in der Praxis angewandten Beschäf- 
tigungsprogramme vor. 

Die Stadt Leipzig bietet beispielsweise 
jedem arbeitsfähigen Sozialhilfeempfän- 
ger eine Arbeit an. Diese positiven Bei- 
spiele müssen Schule machen und sollen 
auch bei den Arbeitslosenhilfeempfän- 
gern angewandt werden. Wichtig ist es, 
eine enge Verbindung von Motivation, 
Qualifikation durch Arbeit und Bildung, 
begleitet von sozialpädagogischen Hilfen 
zur Stabilisierung, durchzuführen. Die 
Leipziger Konzeption zeigt, wie nicht 
genutzte Potentiale in den Prozeß einer 
konstruktiven gesellschaftlichen und ar- 
beitsmarktpolitischen Entwicklung inte- 
griert werden können. Eine Kienbaum- 
Studie zeigt im Vergleich der Sozialhilfe 
in dreizehn großen Städten, daß in Leip- 
zig der Anteil der Hilfe zur Arbeit mit 
22,3 Prozent an den Bruttogesamtausga- 
ben weit über dem Durchschnitt von 8,5 
Prozent liegt. 

Am Nachmittag standen 
sechs Arbeitsforen auf der 
Tagesordnung. 

Gunnar IIdaII MdB: „Wir müssen 
uns bei der Schaffung neuer Arbeitsplätze 
deshalb auch auf neue Beschäftigungsfel- 
der konzentrieren. Als Beispiele nenne ich: 
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Zeitarbeit: Die Zeitarbeitsbranche bietet 
für viele Menschen eine Brücke in den 
regulären Arbeitsmarkt. Statistiken bele- 
gen, daß etwa 30 Prozent der Zeitarbeit- 
nehmer vorher Langzeitarbeitslose wa- 
ren. Doch immer noch bildet Deutsch- 
land das Schlußlicht im EU-Vergleich: 
Nur 0,6 Prozent aller deutschen Arbeit- 
nehmer sind Zeitarbeitnehmer, in den 
Niederlanden sind es zum Beispiel 2,4 
Prozent. Wenn wir unseren Anteil zum 
Beispiel auch auf 2,4 Prozent erhöhen 
könnten, würde dies eine Zunahme um 
300.000 Arbeitsplätze bedeuten. 
Haushaltshilfen: Wir müssen verstärkt 
auch die privaten Haushalte als Arbeitge- 
ber gewinnen. Einen Beitrag zur Er- 
schließung neuer, Sozialversicherungs- 
pflichtiger Arbeitsplätze im Privathaus- 
halt sollte der neu eingeführte Haushalts- 
scheck leisten. Offen gesagt, dieses 
Haushaltsscheckverfahren ist viel zu 
kompliziert. Es muß schnellstens eine 
einfache, verständliche Lösung gefunden 
werden. 
Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor: 
Wir müssen weitere Beschäftigungsfel- 
der wieder öffnen, die in den vergange- 
nen Jahrzehnten zunehmend verschwun- 
den sind, da die Lohnkosten in diesem 
Bereich für den Verbraucher einfach zu 
hoch geworden sind. Ich denke hier ins- 
besondere an Dienstleistungsbereiche, 
bei denen der Bürger die Arbeit derzeit 
selber erledigen muß, zum Beispiel in 
Parkhäusern, Bahnhöfen, Tankstellen etc. 
In solchen Sektoren können viele neue 
Arbeitsplätze aber nur geschaffen wer- 
den, wenn die Unternehmen nicht die 
vollen Kosten tragen müssen, da die 
Kunden die Leistungen nicht zu kosten- 
deckenden Preisen nachfragen werden. 
Eine staatliche Lohnbezuschussung kann 
hier eine vorübergehende Lösung sein, 
denn der bisher Arbeitslose erarbeitet 
dann zukünftig zumindest einen Teil sei- 

ner Kosten selber. Dieser Ansatz ist sehr 
ähnlich dem Kombilohnmodell, hat aber 
diesem gegenüber einen wichtigen Vor- 
teil: Es wird nicht davon ausgegangen, 
daß der Sozialhilfeempfänger weiterhin 
Sozialhilfe bezieht und sich lediglich et- 
was mehr hinzu verdienen kann, sondern 
daß der Sozialhilfeempfänger einen voll- 
en Arbeitsplatz bekommt, der vom Staat 
bezuschußt wird." 

Hermann Kues MdB: „Es ist zu 
wenig, Arbeitslosen lediglich Geld zur 
Verfügung zu stellen. Diese Verhaltens- 
weise ist typisch für unsere Wohlstands- 
gesellschaft. Ziel muß es zuerst sein, 
daß jeder bei den Arbeitsämtern oder 
Sozialämtern ohne Arbeit Gemeldete in 
kürzester Zeit eine konkrete Arbeits- 
möglichkeit angeboten oder nachgewie- 
sen bekommt. Damit dieses funktio- 
niert, sollen (zunächst in Modellregio- 
nen) Serviceagenturen für Beschäfti- 
gung auf kommunaler Ebene errichtet 
werden. Dies heißt nicht unbedingt, daß 
die Kommunen selbst die Agentur be- 
treiben, aber sie soll von ihnen zumin- 
dest aktiv begleitet werden. Es geht dar- 
um, den Einfallsreichtum der Kommu- 
nen zu mobilisieren, den diese bereits 
bei der Vermittlung von Sozialhilfeemp' 
fängern bewiesen haben. 

Die Kommunen haben sich teilweise 
stark engagiert. Bekannt ist mir dies ins- 
besondere aus meiner Heimatregion 
Osnabrück-Emsland, wo den Kommunen, 
wie mir berichtet wurde, teilweise bereits 
die arbeitsfähigen Sozialhilfeempfänger 
für eine Vermittlung ausgehen. Unser Zjel 

muß es sein, auch bei der Arbeitslosenhü' 
fe Strukturen zu verändern. Wer sich me'' 
det und sagt, ich habe leider keine Arbeit 
gefunden, gleichzeitig aber arbeitsfähig 
ist, der braucht nicht nur Unterstützung, 
dem muß auch innerhalb einer Woche ei- 
ne konkrete Arbeitsmöglichkeit angebo- 
ten und nachgewiesen werden. Wenn je- 
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Schüler Union kritisiert SPD- 
Sonderprogramm zur Jugendarbeitslosigkeit 
»Keine einzige Lehrstelle wird durch 
Zwangsabgaben geschaffen. Auch 
kurzfristige künstliche Korrekturen 
der Arbeitsmarktzahlen bei Jugendli- 
chen, wie es das SPD-Sofortpro- 
gramm zur Bekämpfung der Jugend- 
arbeitslosigkeit vorsieht, ist keine Hil- 
fe zur Selbsthilfe", kommentierte der 
Bundesvorsitzende der Schüler Uni- 
on Deutschlands, Christian Jung 
(Neckargemünd), das von SPD-Par- 
teivorsitzenden Oskar Lafontaine 
vorgestellte „Sofortprogramm zur 
Jugendarbeitslosigkeit". 
Nach einem Informationsbesuch in der 
Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg 
und einem Gespräch mit ihrem Präsi- 
denten Bernhard Jagoda kommt Jung 
zu ganz anderen Schlüssen: Jungen 
Menschen werde keine Chance gege- 
ben, wenn sie durch einen staatlichen 
Arbeitsmarkt individuell in ihrer Be- 
rufswahl eingeschränkt würden. Der 
nötige Verwaltungsapparat für die 
»Lehrstellensteuer der SPD" würde 
solche Kosten erzeugen, daß dadurch 
nur unnötige Gelder verschleudert 
würden, die beispielsweise den Be- 
rufsberatern und der Ausbildungsver- 
ruittlung der Arbeitsämter fehlen wür- 
den. Geplante Lohnkostenzuschüsse 
für auszubildende Betriebe stellten da- 
bei eine weitere unnötige Subventio- 

nierung des Staates dar. Sie sollten lie- 
ber in die Bildungspolitik investiert 
werden. 

Die SPD widerspreche sich, wenn sie 
behaupte, daß Jugendarbeitslosigkeit 
ein immer stärkeres Problem würde, 
und dabei nicht bedenke, daß dies 
auch die Summe ihrer „ideologisch 
geprägten" Bildungspolitik sei. Wer 
über Jahre gepredigt habe, daß Lei- 
stung an den Schulen nicht mehr zäh- 

Ausbildungsabgabe ver- 
schlimmert die Situation auf 
Lehrstellenmarkt nur noch. 

le, müsse sich auch nicht wundern, daß 
viele arbeitslose Jugendliche nicht 
rechnen und schreiben könnten und so 
viele Aufnahmetests nicht bestünden. 
„Dann nützen auch kurzfristige Sofort- 
programme nichts. Die Übernahme 
des Planes einer großen Beschäfti- 
gungsoffensive am Beispiel der Sozia- 
listen in Frankreich durch die SPD ist 
schon deswegen abwegig, weil die 
Probleme verschleppt werden und der 
Staat sich hoch verschuldet." Die 
Schüler Union forderet stattdessen 
Ausbildungsverbünde der Unterneh- 
men, die ausbilden wollen, aber durch 
Vorschriften daran gehindert würden. 

and unter diesen Bedingungen auf Hilfe 
s Richtet, ist es auch in Ordnung. Der 

leuerzahler hat Geld gespart." 

j^aria Böhmer MdB: „In Deutsch 
nd gibt es 14.626 Städte und Gemeinden. 

Wenn in jeder Stadt und Gemeinde in den 
nächsten Wochen und Monaten ein Dienst- 
leistungszentrum oder eine Dienstleistungs- 
agentur gegründet würde, dann wären das 
fast 200.000 reguläre Arbeitsplätze, die in 
kurzer Zeit entstehen könnten" ■ 
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Mit verbindlichen Leitlinien 
gemeinsam gegen 

die Arbeitslosigkeit 
Der Beschäftigungsgipfel der Staats- 
und Regierungschefs der Europäischen 
Union, der vom 20. bis 21. November in 
Luxemburg stattfand, war ein bedeut- 
samer Erfolg, der die Handschrift von 
Bundeskanzler Helmut Kohl und dem 
christdemokratischen Luxemburger 
Regierungschef, Jean-Claude Juncker, 
trägt. Die wichtigsten Ergebnisse stellt 
der CDU-Europaabgeordnete Thomas 
Mann dar. Er gehört den Ausschüssen 
„Beschäftigung und Soziales" sowie 
„Wirtschaft, Währung und Industrie- 
politik" an: 
Die Deutschen absolvierten erfolgreich 
die Gratwanderung zwischen dem Grund- 
satz der Hauptzuständigkeit der Mitglied- 
staaten für die Verringerung der Arbeitslo- 
sigkeit und der Notwendigkeit, europaweit 
gemeinsam gegen das unannehmbar hohe 
Niveau der Arbeitslosigkeit vorzugehen. 

Handfeste Beschlüsse statt 
schöner Worte 
Bereits im Vorfeld des Beschäftigungsgip- 
fels hatte sich der EU-Ratspräsident und 
Christdemokrat Jean-Claude Juncker dafür 
eingesetzt, daß es zu keinem „Lyrik-Gip- 
fel" kommen dürfe. Es müsse gelingen, 
konkrete Beschlüsse zu verabschieden. In 
einer beispiellosen Fülle an Ortsterminen 
bei den Staats- und Regierungschefs er- 
wies er sich als Europas „Minister für Be- 
schäftigung". Er erreichte die Verabschie- 
dung von Leitlinien zur verstärkten Förde- 
rung von Beschäftigung, die durch Ak- 
tionsprogramme der Mitgliedstaaten ent- 

wickelt und umgesetzt werden. Künftig 
sollen im Bereich der Beschäftigung mit 
der gleichen Intensität wie bei der Einhal- 
tung der Konvergenzkriterien für den 
EURO vorgegangen werden. Gemeinsame 
quantitative und qualitative Ziele sollen 
regelmäßig überprüft und aktualisiert wer- 
den. 
Trotz der vielen im Vorfeld des Gipfels 
publizierten sogenannten „Forderungska- 
taloge" kamen die Teilnehmer des Gipfels 
überein, das neue Beschäftigungskapitel 
im Vertrag von Amsterdam bereits vor den 
Ratifizierungen auf nationaler Ebene 
wirksam werden zu lassen. 

Leitlinien, die in Aktionen 
umzusetzen sind 
Zurecht pochte der Kanzler auf die Ein- 
haltung des Subsidiaritätsprinzips, das im 
Maastrichter Vertrag fest verankert ist. So 
bleibt die Bekämpfung der Arbeitslosig- 
keit in der Kompetenz der Mitgliedstaa- 
ten, die ihre eigenen Erfahrungen mit un- 
terschiedlich strukturierten Zielgruppen 
und Regionen aufweisen. Der Mehrwert 
der europäischen Ebene entsteht dadurch, 
daß sie Koordinations- und Kooperations- 
aufgaben übernimmt, intensive Dialoge 
ermöglicht und Modellprojekte verwirk- 
licht, von denen die Mitgliedstaaten ge- 
meinsam lernen. 

Controlling ohne Sanktionen 
Einmal im Jahr müssen die Mitgliedstaa- 
ten im Rahmen eines europäischen Gipfe's 

darstellen, inwieweit sie die Leitlinien er- 
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füllt haben. Ein Verfehlen wird zwar nicht 
bestraft, dennoch bleiben die beschäfti- 
§Ungspolitischen Leitlinien nicht unver- 
bindlich. Statt auf das Instrument der Stra- 
e setzte man in Luxemburg auf das In- 

strument der Gruppendynamik. Hauptan- 
triebsfeder zur Erfüllung der Leitlinien 
Jollen neben der öffentlichen Meinung des 
Heimatlandes das Engagement der Regie- 
rungen und die aktive Teilnahme der Sozi- 
alPartner sein. Jährlich entsteht ein Fort- 
^hrittsbericht zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit. Niemandem würde das Ein- 
geständnis leicht fallen, die gesteckten 
j^ele im eigenen Land nicht erreicht zu 
haben. Wie effizient das Instrument 
"Gruppendynamik" ist, werden die körn- 
enden Jahre zeigen. 

Leitlinien zur Bekämpfung 
der Jugend- und 
^ngzeitarbeitslosigkeit 
Der Druck zur Einhaltung dieser Vereinba- 
rungen wird als außerordentlich hoch be- 
wertet, da es sich bei den Betroffenen um 
j^eitslose Jugendliche und um bereits seit 
'arigem Arbeitslose handelt. Um diese Wir- 
ing wissend, lehnte die Bundesregierung 
d'e Festschreibung einer konkreten zeitli- 
chen Perspektive für die Umsetzung der 
Leitlinien ab. Der Verlauf der Diskussion 
ln Luxemburg machte die Festsetzung ei- 
"es Fünf-Jahres-Zeitraums akzeptabel. 
Spätestens nach Ablauf dieser Zeit sollen 

16 Mitgliedstaaten folgendes garantieren: 
Jugendliche unter 25 Jahren sollen, be- 

°r sie sechs Monate arbeitslos sind, einen 
e.Usbildungsplatz, eine Arbeitsstelle oder 
e arbeitsmarktpolitische Maßnahme er- 

,   erwachsene sollen, bevor sie ein Jahr 
L ?Cnäftigungslos sind, ebenfalls einen Ar- 
eitsplatz oder eine arbeitsmarktpolitische 
aßnahme angeboten bekommen. Notfalls 

tu n^8t aUch eine (lualifizierte Berufsbera- 
g zur Erfüllung dieses Kriteriums. 

Diese Maßnahmen sollen mit den Anstren- 
gungen zur Wiedereingliederung von 
Langzeitarbeitslosen verbunden werden. 
Die Verpflichtungen lassen keine präzisen 
Voraussagen über ihre Auswirkungen auf 
die öffentlichen Haushalte zu, so daß die 
Skepsis der Bundesregierung nachvoll- 
ziehbar ist. Mit Blick auf die Nöte der 
Zielgruppen können jedoch die beschlos- 
senen Regelungen zu einer besseren Ver- 
mittelbarkeit akzeptiert werden. 

Arbeitslose in Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen 
Vereinbart wurde auch, den Anteil der Ar- 
beitslosen, die einer Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahme oder eine andere aktive För- 
dermaßnahme erhalten, auf 20% festzule- 
gen. Ursprünglich hatte die Luxemburger 
Präsidentschaft eine Richtgröße von 25% 
vorgeschlagen. Die vereinbarten 20% sind 
eine für die deutschen Verhältnisse ver- 
nünftige Größe. 

Beschäftigungsinitiative 
durch Umschichtung 
bestehender Mittel 
Der Versuch, besonders aus den Kreisen 
der Sozialisten, millionenschwere Be- 
schäftigungsprogramme auf der europäi- 
schen Ebene zu schaffen, wurde abge- 
wehrt. Erstens sind sie nicht finanzierbar, 
so daß den Bürgerinnen und Bürgern nur 
Sand in die Augen gestreut würde. Zwei- 
tens zeigt die Erfahrung bei uns in 
Deutschland, daß sie nur hohe Kosten 
verursachen und - als typische Strohfeu- 
erprogramme - nur geringen Ertrag 
bringen. 

Ein weiteres Aufblähen des Haushaltes der 
Europäischen Union wurde verhindert. 
Dennoch werden mehr Mittel für die 
Schaffung von Arbeitsplätzen in kleinen 
und mittleren Unternehmen zur Verfügung 
stehen. Denn statt die Mitgliedstaaten zu 
zusätzlichen Zahlungen zu verpflichten, 
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wird das hierfür notwendige Geld durch 
Umschichtungen im EU-Haushalt gewon- 
nen. Die Europäische Beschäftigungsi- 
nitiative geht auf eine Vereinbarung zwi- 
schen dem Europäischen Parlament und 
dem Europäischen Rat zurück und hat ei- 
nen Umfang von ca. 900 Millionen Mark 
innerhalb von drei Jahren. 

KMU werden europaweit 
gefördert 
Auch der Schritt in die Selbständigkeit 
muß erleichtert werden. Staatlich verur- 
sachte Hindernisse bei der Gründung von 
Unternehmen müssen beseitigt werden. 
Auch hier wurde Europa konkret: 
Vereinbart wurden zinsgünstige Darlehen, 
mit einem Gesamtvolumen von ca. 20 
Mrd. DM. Damit soll die Europäische In- 
vestitionsbank kleine und mittelständische 
Unternehmen, neue Technologien und die 
transeuropäischen Netze fördern. Ein In- 
vestitionsvolumen von maximal 60 Mrd. 
DM kann erreicht werden. 
Darüber hinaus sind die Mitgliedstaaten 
verpflichtet, sich um eine Reduzierung der 

Gemein- und Verwaltungskosten, insbeson- 
dere im Zusammenhang mit der Einstellung 
zusätzlicher Arbeitnehmer, zu bemühen. 

Danke, Helmut Kohl! 
Unmittelbar vor dem Beschäftigungsgipte' 
hatten die SPD-Abgeordneten im Europäi' 
sehen Parlament eine bundesweite Anzei- 
genkampagne gestartet, in der sie dem 
Bundeskanzler vorwarfen, den Luxembur- 
ger Gipfel zu blockieren: „Nachsitzen, 
Herr Kohl!". Der Verlauf der Luxembur- 
ger Tagung macht es überdeutlich: Die 
deutschen Sozialdemokraten, die sich in 
der deutschen Politik der Blockade ver- 
schreiben -jeder kennt den Mißbrauch 
der Bundesrat-Mehrheit, um die dringend 
notwendigen Reformen der Bundesregie- 
rung zu verhindern - haben sich erneut 
getäuscht. Von Europas sozialdemokrati- 
schem Idol, Tony Blair, müssen sie sich 
sagen lassen, daß der Gipfel ein Erfolg 
war. Der Angriff gegen den Bundeskanzl^1 

ging also ins Leere, und es bleibt zu hof- 
fen, daß die SPD-Europa-Abgeordneten iO 
nächster Zeit Anzeigen schalten mit der 
Überschrift: „Danke, Herr Kohl!" * 

Nun kommt es doch zum TV-Duell 
zwischen Wulff und Schröder 

Zu Schröders Zusage zum NDR-TV- 
Dueü erklärte der Generalsekretär 
der CDU in Niedersachsen, Hartwig 
Fischer: 
Ich freue mich über diese ausgezeich- 
nete Nachricht für alle Wählerinnen 
und Wähler in Niedersachsen. Sie 
werden nun die Gelegenheit bekom- 
men, sich ein eigenes Bild von den 
beiden Kandidaten für das Amt des 
Ministerpräsidenten zu machen. Die 
Zusage Schröders ist die Konsequenz 
seiner sprücheklopfenden Kraftmeie- 
rei. Er hat sich mit seiner ausweichen- 

den Haltung in die Ecke manövriert, 
aus der er nun nicht mehr heraus- 
konnte. 

Er hat einsehen müssen, daß die Men- 
schen in Niedersachsen kein Verständ- 
nis für sein arrogantes Verhalten ge- 
genüber den Wählerinnen und 
Wählern, aber auch gegenüber Christi- 
an Wulff hatten. Jetzt wird Christian 
Wulff in der Diskussion Gerhard 
Schröder entzaubern. Es wird deutlich 
werden, daß sich Schröder von Anfang 
an um nichts anderes als um seine 
politische Karriere gekümmert hat. 
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Sonderbeitrag für Krankenhäuser: 

Unverantwortlicher Boykott-Aufruf 
Öen Mitgliedern der Gesetzlichen 
Krankenkassen flattern zur Zeit 
°escheide ins Haus, in denen sie aufge- 
ordert werden, einen außerordentli- 

chen Beitrag in Höhe von 20 Mark für 
1997 zu bezahlen. Diese Zahlungen 
^°Hen auch 1998 und 1999 erfolgen. Mit 
Lesern Geld sollen die Instandhaltungs- 
aufWendungen in den Krankenhäusern 
aer Länder finanziert werden. 
J-^ese Maßnahme wurde notwendig, weil 
pe Länder - bis auf Bayern - sich jahre- 
ang geweigert haben, ihrer Verpflichtung 

2Ur Finanzierung der Instandhaltungsko- 
j*en für Krankenhäuser nachzukommen. 
Die Folge für die Krankenhäuser ist kata- 
Slr°phal: Viele Instandhaltungen wurden 
2Urückgestellt. Verrottete Dächer wurden 
n!cht saniert, verfaulende Fensterrahmen 
n;cht ersetzt, veraltete Heizungsanlagen 
n!cht renoviert, tropfende Wasserhähne 
Qicht ersetzt. Dies ist aus Sicherheitsgrün- 
en nicht mehr länger hinzunehmen. Nach 

Satzungen der Deutschen Krankenhaus- 
§esellschaft haben sich die notwendigen 
glichen Instandhaltungsaufwendungen 
*" 3>5 Milliarden Mark aufgestaut. 

'e jetzt beschlossene Lösung ist eine 
y aßnahme zur Schadensbegrenzung. 
loof1" natte die Bundesregierung bereits 
j  y3 und 1995 Gesetzentwürfe vorge- 
sch1' m^ denen rechtliche Klarheit ge- 
w? affen werden sollte. Beide Gesetzent- 
o«Hrfe Wurden jedoch vom Bundesrat ab- 
lehnt. 

Mit dem jetzt von den GKV-Versicherten 
drei Jahre lang einmal jährlich zu zahlen- 
den Betrag von 20 Mark fließt den Kran- 
kenhäusern jeweils rund eine Milliarde 
Mark in den Jahren 1997, 1998 und 1999 
zweckgebunden für Instandhaltungsauf- 
wendungen zu. Möglich wird dies durch 
einen Zuschlag auf die Pflegesätze in Höhe 
von 1,1 Prozent bei allen Krankenhäusern. 
Diese erhöhten Pflegesätze werden allen 

Horst Seehofer: Boykottaufrufe 
sind unverantwortlich. Schließ- 
lich geht es um die Qualität und 
Sicherheit in den Kranken- 
häusern, und das ist ein 
Kernbereich der medizinischen 
Versorgung. 

Krankenkassen sowie auch den in der pri- 
vaten Krankenversicherung Versicherten in 
Rechnung gestellt. Damit ist sichergestellt, 
daß auch die Privatversicherten sowie die 
Beamten die Mehrkosten für die Kranken- 
häuser mittragen, und zwar über erhöhte 
Beiträge, weil die PKV-Unternehmen über 
die Finanzierung ihres Anteils im Rahmen 
ihrer Prämiengestaltung entscheiden. 

Von der Zahlung befreit sind mitversicher- 
te Familienangehörige und Geringverdie- 
ner, die unter die Sozialklausel fallen. 
Ebenfalls nicht zahlen müssen Versicherte 
in Bayern, da Bayern als einziges Land 
seiner Verantwortung für die Krankenhäu- 
ser stets nachgekommen ist. 

ronische 
Gefressen; 

• INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

• T-ONLINE 
*CDU# 

• X400 
c= de; a = dbp; 
p = edu; s = bund 
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Schröder = Sprüche statt Taten 
Beispiel Arbeit und Soziales 

Im Landtagswahlkampf 1994 trat die 
SPD mit dem Anspruch auf, nur soziale 
Politik mache die Wirtschaft stark. In 
einem Flugblatt hieß es, an der sozialen 
Gerechtigkeit ließe die SPD nicht rüt- 
teln. Wie sozial ist nun die Politik Ger- 
hard Schröders in Niedersachsen wirk- 
lich? 
Wie bei „Innerer Sicherheit" und „Wirt- 
schaft" klaffen auch im Bereich „Sozia- 
les" breite Gräben zwischen Schröders 
Versprechen und seiner Politik in Nieder- 
sachsen: 

Der Sozialhaushalt wird zum 
finanzpolitischen Steinbruch 

Der Sozialhaushalt von 1994 betrug 5,39 
Milliarden DM. Schröder senkte ihn 1997 
auf 4,77 Milliarden DM. Der Anteil der 
Sozialausgaben sank im Vergleich zu 1994 
von 13,9% auf 12% im Jahre 1997. 

Streichorgie im niedersächsi- 
schen Sozialhaushalt 

• Erholungsmaßnahmen 
für Schwerbehinderte     - 1997 gestrichen! 
• Betrag für die 
Altenheimstiftung - 1997 gestrichen! 
• Betrag für die Ausstattung 
von Behindertenheimen - 1997 gestrichen! 
• Betrag für 
Sozialstationen - 1997 gestrichen! 

• Hilfe zu Einrichtungen und 
Maßnahmen für Senioren 1997 gestrichen! 
• Streichung der Erholungsmaßnahmen 
für Behinderte - 1997 gestrichen! 
• Programm zur Beschäftigung von So- 
zialhilfeempfängern       - 1996 eingestellt! 

• Programm Jugend-Arbeit-Chance: 
für das Jahr - 1998 gestrichen! 

• Kürzung bei den Selbsthilfegruppen: 
1,907 Mio."DM(1995) 
1,572 Mio. DM (1997) 

• Halbierung der Finanzmittel für 
Schuldnerberatung: 1,32 Mio. DM (1994) 

0,7  Mio. DM (1997) 

• Kürzung bei der Aids-Bekämpfung: 
3,7 Mio. DM (1994) 
3,1 Mio. DM (1997) 

• Kürzung bei der Suchtbekämpfung: 
17,9 Mio DM (1995) 
16,8 Mio DM (1997) 

• Kürzung des Landesblindengeldes um 
10%, d.h. um 15 Mio. DM- 

Mangelnde Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit in Niedersachsen 
Zwischen 1990 und 1996 sanken die Lan- 
desmittel zur Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit von 52,270 Mio. DM auf 35,660 
Mio. DM. Nur ganze 92 DM pro Arbeits- 
losen betrugen 1996 die Eigenmittel des 
Landes Niedersachsen zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit - und das bei der 
zweithöchsten Arbeitslosenquote unter 
den westdeutschen Flächenländern. Zum 
Vergleich: Der Länderdurchschnitt lag bei 
450 DM. 

Vernichtendes Urteil des DGB 
und DBB 
Der DGB in Niedersachsen kritisierte be- 
reits im Sommer 1995 die Landesregie- 
rung mit der Festellung, „daß der Stellen- 
wert von Arbeitsmarktfragen in der nie- 
dersächsischen Politik sehr gering ist" 
(Rundblick, 18. 7. 1995) Zwei Jahre fällt 
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d|e Kritik des niedersächsischen DGB 
Jücht weniger heftig aus. Der DGB-Lan- 
J'esvorsitzende in Niedersachsen, Heinz- 
Herrnann Witte erklärte offen, „was Mini- 
sterpräsident Gerhard Schröder unter mo- 
erner Wirtschaftspolitik verstehe, sei ihm 
ls heute nicht klar. In Niedersachsen sei 

Sle jedenfalls nicht durchgesetzt". (Hanno- 
versche Neue Presse, 12. 11. 1997) 
kritisiert wurde vom DGB besonders, daß 
* ein Bündnis für Arbeit auf Landesebene 

gescheitert sei, 
* es an der Koordinierung der Ministeri- 

en bei der Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit mangele und 

* das Land massiv Ausbildungsplätze 
streiche. 

'/'lein im gehobenen Dienst wurden an 
den vier Bezirksregierungen des Landes 
dle Ausbildungsplätze seit 1994 von 63 
|juf 25 reduziert. Der Landesvorsitzende 
des Deutschen Beamtenbundes Nieder- 
Sachsen, Roland Neßler, beschwerte sich 
'n einem Brief an Schröder: „Unsere Er- 
,ahrungen mit dem größten Arbeitgeber 
'm Land, dem Staat, sind allerdings bei 

en dort seit Jahren erschreckend abneh- 
menden Ausbildungsplatzkapazitäten de- 
Prirnierend." (Bild, 14. 10.1997) 
m Land Niedersachsen gibt es alle Chan- 

pen zur politischen Gestaltung, mag die 
assivität der Landesregierung auch einen 

Ipenteiligen Eindruck vermitteln. Aller- 
lr\gs bedarf es dazu eines neuen Denkens 

JJd neuen Handelns, wie es Christian 
ulff verkörpert. Bestes Beispiel in der 

Jbeitsmarkt- und Sozialpolitik: das Kon- 
' Pt eines „Zukunftsfonds Niedersachsen" 

der CDU. Aus dessen Erträgen sollen nach 
dem Vorbild Bayerns in strukturschwachen 
Regionen zwischen Wirtschaft und Ge- 
werkschaften abgestimmte Arbeitsmarkt- 
projekte finanziell unterstützt werden. 

EBffl Schon im September 1995 mußte 
Schröder vom Deutschen Paritätischen 
Wohlfahrtsverband Landesverband Nieder- 
sachsen ein vernichtendes Urteil über seine 
Politik hinnehmen: „Planvolles und ver- 
läßliches Handeln ist nicht mehr feststell- 
bar. [. ..] Die Landesregierung verabschie- 
det sich als politsch gestaltende Kraft." 
(4. Verbandstag des Paritätischen Nieder- 
sachsen, 28. 9. 1995) Daran hat sich bis 
heute nichts geändert. 

Gerhard Schröder ist nicht der 
Motor, sondern die personifi- 
zierte Wegfahrsperre in der nie- 
dersächsichen Landespolitik. 

Der Mann, der gerne das Wort von der so- 
zialen Gerechtigkeit im Munde führt, be- 
treibt in Niedersachsen nichts anderes als 
Sozialabbau. Gerhard Schröder ist es aber 
auch, der seit 1990 die niedersächsiche Ver- 
waltung um 9.700 Stellen aufgebläht hat. 
Für mehr Bürokratie hat er Geld, für bedürf- 
tige Menschen nicht. Die Opfer dieser sozia- 
len Demontage: Behinderte und alte Men- 
schen. So sieht die Sozialpolitik Gerhard 
Schröders wirklich aus: 

Zwischen Seniorenheim und 
Sozialstation pendelt der Rot- 
stift, zwischen Aufsichtsrat 
und Opernball der Dienstwa- 
gen des Ministerpräsidenten. 

Bundestag will 1999 volle Arbeit in Berlin aufnehmen 
er Bundestag will unmittelbar nach der Sommerpause 1999 in Berlin „seine volle 

Parlamentarische Arbeit" aufnehmen. Einer entsprechenden Beschlußempfehlung des 
'testenrates stimmte das Parlament am 25. November in Bonn zu. 
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Bundesbildungsminister Jürgen Rüttgers: 

Aktionspartnerschaft 
für Deutschlands Hochschulen 

Die Studenten haben gute Gründe für 
ihre Proteste. Ich kann es nachvollzie- 
hen, daß sie ihrem Unmut laut Luft ma- 
chen. Es fehlt an wichtigen Büchern, die 
Hörsäle sind überfüllt, vor den Sprech- 
zimmern der Professoren bilden sich 
Schlangen. Trotzdem zeigen die Studen- 
ten immer noch gute Leistungen. Auch 
die Dozenten an unseren Unis machen in 
diesen schwierigen Zeiten einen guten 
Job. 
Die Studenten von heute sind nicht von 
gestern. Mit '68er-Parolen und System- 
veränderung kann man sie nicht vom 
Hocker reißen. Die Studenten wollen 
Leistung bringen, sie wollen zügig 
fertig werden und schon während des 
Studiums Berufserfahrung sammeln, die 
ihnen den Einstieg in das Leben nach der 
Uni erleichtert. Sie wollen Professoren, 
die Zeit für sie haben, eine bessere 
Examensbetreuung, gutausgestattete Bi- 
bliotheken und einen Sitzplatz in der 
Vorlesung. Das sind handfeste Forderun- 
gen, die sich nicht einfach vom Tisch wi- 
schen lassen. 
Die Gesellschaft hat sich zu lange zu we- 
nig um die Hochschulen gekümmert. 
Jetzt ist nicht die Zeit für politische Ri- 
tuale und wechselseitige Schuldzuwei- 
sungen. Was not tut, ist eine Aktionspart- 
nerschaft von Bund, Ländern und Hoch- 
schulen, von Wirtschaft und engagierten 
Bürgern. Was zu tun ist, ist klar. Jeder 
muß sich Anstrengungen zumuten und 
Neues zutrauen, Bund und Länder, Pro- 
fessoren und Studenten, Wirtschaft und 
Gesellschaft. 

1. Keine Kürzungen 
Bund und Länder sind in einer schwieri- 
gen finanziellen Lage. Wer jetzt den 
großen Geldsegen verspricht, macht den 
Studenten etwas vor. Aber: Kürzungen 
dürfen nicht in Frage kommen. Die Stu- 
dentenzahlen werden auch in den nächsten 
Jahren weiter steigen. Die Kultusminister 
rechnen damit, daß wir in wenigen Jahren 
2,3 Millionen Studenten in Deutschland 
haben. Gleichzeitig wollen wir die Qua- 
lität verbessern. Das ist nicht ohne finanzi' 
eile Anstrengungen machbar. 

Wir haben in dieser Legis- 
laturperiode schon viel getan: 

# Wir haben das Hochschulbauförde- 
rungsgesetz novelliert und damit neue Fi- 
nanzierungsspielräume und -instrumente 
für den Hochschulbau geschaffen. Mit dem 
Optionsleasing konnte im Frühjahr kurzfi1' 
stig sogar noch ein zusätzliches Baupoten- 
tial von bis zu 2,5 Milliarden Mark er- 
schlossen werden. Die Länder haben im 
27. Hochschulbau-Rahmenplan, der gerade 
verabschiedet worden ist, von der neuen 
Möglichkeit bereits regen Gebrauch ge- 
macht und insgesamt 33 Bauvorhaben an- 
gemeldet. Dahinter steht ein Baukostenvo- 
lumen von knapp 1,7 Milliarden DM. 
• Wir haben uns auf ein neues Hoch- 
schulsonderprogramm III verständigt, das 

den Hochschulen bis zum Jahr 2000 ins- 
gesamt 3,6 Milliarden DM zur Verfügung 
stellt, davon allein 340 Millionen Mark fü 
einen Ausbau der Studienberatung und TU 
torien mit dem Ziel einer besseren Betreu' 
ung der Studierenden. 
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2- Keine Rücknahme der 
äSS^chulöffnung 

^s gibt in Deutschland nicht zu viele Stu- 
ften. In der kommenden Wissensgesell- 
cnaft können wir nicht genug gutausge- 

blldete junge Menschen haben." 

XJj^'heit für die Hochschulen 
rHD^em neuen Hochschulrahmengesetz 
jHRG) schaffen Bund und Länder mehr 

reiraum für neue und eigene Wege der 
°chschulen. Wir haben einen ehrgeizigen 

Zeitplan: Das HRG soll zum 1. April 1998 
ln Kraft treten. Die Proteste der Studenten 
Slnd ein Auftrag an alle, diesen Zeitplan 
^zuhalten. Entscheidend ist, daß die Län- 
aer nach der HRG-Reform den neuen Frei- 
i?Urn schnell und ungeschmälert an die 
H°chschulen weitergeben. 

l^bschied von der Einheitsuni 
le Hochschullandschaft Deutschlands war 

,e so homogen, wie sie in manchen Festre- 
en beschrieben wird. Wir müssen uns ge- 
anklich von der Einheitsuni verabschie- 

.en- Ich sage: Laßt viele Blumen blühen. 
nterschiedliche Schwerpunktbildung, ver- 

miedene Profile und regionale Differen- 
,.!erungen sind notwendig. Es können nicht 

aun? aUe Hochschulen alles bieten- Die 

^ f Humboldt zurückgehende Idee der Ein- 
eitsuniversität hat sich überlebt. 

^jjfcnstrecht ändern  
Kh bin dafür, daß Bund und Länder das 
?e

lenstrecht für die Professoren und Do- 
Iei

nten ändern. Vorschläge für eine stärker 
rp-f Ungsorientierte Besoldung werden be- 
e,ts vorbereitet. 

^v^alitätskontrolle von unten 
c^s neue HRG gibt den Studenten bessere 
Hoch060, die Situation der Lehre an ihren 

nschulen mitzubestimmen. 

• Es wird eine systematische Evaluation 
von Forschung und Lehre geben. Die 
Studierenden werden an der Evaluation 
der Lehre beteiligt. 

• Die Studienberatungspflicht der Hoch- 
schulen wird verstärkt. 
• Wir führen eine Leistungsquote bei der 
Studienplatzvergabe für bis zu 25 Prozent 
der Studienplätze im Ortsverteilungsver- 
fahren der ZVS ein. 
• Der sogenannte „Freischuß" wird in al- 
len geeigneten Studiengängen eingeführt. 
Dadurch lassen sich nachweislich die 
Studienzeiten verkürzen. 
• Die pädagogische Eignung wird zu ei- 
ner unbedingten Einstellungsvorausset- 
zung für Professoren gemacht. 

• Es wird ein Leistungspunktesystem ge- 
schaffen, das die internationale Mobilität 
der Studierenden und Absolventen unter- 
stützt. 

7. Neue Bildungsziele 
Die meisten Hochschulabsolventen wollen 
nach dem Studium zügig ins Berufsleben 
starten. Das ist gut so. Aber: Fast 50 Prozent 
aller Hochschulabsolventen in Deutschland 
sind im öffentlichen Dienst beschäftigt. Nur 
15 Prozent machen sich selbständig. Anders 
in den Vereinigten Staaten: Dort gründen 
die Besten mit ihren Ideen ein eigenes Un- 
ternehmen. Wir brauchen in Deutschland 
mehr Mut zur Selbständigkeit. Das sollte 
auch fester Bestandteil der Lehrpläne an 
den Unis sein. Gründerseminare und Lehr- 
stühle für Unternehmertum könnten hier in 
den Köpfen einiges verändern. 

8. BAföG-Reform 
Die Freibeträge beim BAföG sind schritt- 
weise um insgesamt 7 Prozent und die Be- 
darfssätze um 4 Prozent erhöht worden. 
Neben dem Kindergeld und dem Meister- 
BAföG war die Bundesausbildungsförde- 
rung der einzige Bereich, in dem in dieser 
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Aus der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 
Entschlossen für Demokratie, 

Rechtsstaat und 
Soziale Marktwirtschaft 

Der Innenpolitiker Konrad Adenauer 

18. bis 21. Januar 1998 

Themenschwerpunkte: 

• „Die Oberbürgermeister des heuti- 
gen Deutschland sind die Könige der 
Gegenwart" - Konrad Adenauers in- 
nenpolitische Ideen, Erfahrungen, 
Chancen und Entscheidungen 1917 
bis 1933 

• „Heroismus ist nicht alltäglich" - 
„Vergangenheitsbewältigung", 
„Entnazifizierung", „Wiedergutma- 
chung" - Konrad Adenauer und das 
neu zu schaffende demokratische 
Deutschland 

• „Verantwortung für Deutschland" - 
Konrad Adenauer als Oberbürger- 
meister, Parteiführer und Bundes- 
kanzler 

• Konrad Adenauer trifft Ludwig 
Erhard - Das Bündnis für eine 
Soziale Marktwirtschaft 

• Entschlossen „gegen 
Rechtsradikalismus und 
Linksradikalismus" - Der Innenpoliti- 
ker Konrad Adenauer 

• Adenauers sozialpolitische Ideen, 
Konzepte und Entscheidungen 

• Das „C" im Parteinamen von CDU 
und CSU - Konrad Adenauer, die 
Kirchen und die Bedeutung von Poli- 
tik aus christlicher Verantwortung für 
den Wertekonsens in der Bundes- 
republik Deutschland 
Weitere Informationen/Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 13 31 
50387 Wesseling 
Fax-Nr.: 02236/707-230 

Legislaturperiode eine gesetzliche Lei- 
stung erhöht wurde. Ich sage klipp und 
klar: Ich will eine BAföG-Reform. Dar- 
über laufen zur Zeit die Gespräche zwi- 
schen Bund und Ländern. 

9. Mobilität bei der 
Studienplatzwahl 
Gute Hochschulen gibt es in ganz 
Deutschland. Die 53 Hochschulen in den 
neuen Ländern brauchen den Vergleich 
mit denen in Westdeutschland in keiner 
Weise zu scheuen. Wir konnten die deut- 
sche Einheit im Bereich der Hochschulen 
so zügig und konsequent wie in wenigen 
anderen Bereichen herstellen. In den neu- 
en Ländern wurde in kurzer Zeit eine mo- 
derne Hochschullandschaft auf internatio- 
nalem Niveau geschaffen. 

10. Neues Bürgerengagement 
für die Hochschulen 
Die Öffentlichkeit hat noch gar nicht 
gemerkt, was alles an den Hochschulen in 

Bewegung ist, Studenteninitiativen, inter- 
nationale Studiengänge, neue Organisati' 
onsformen, höhere Effizienz bei der Mit' 
telvergabe, bessere Vermarktung von Fof' 
schungsergebnissen. 
Es gibt viele, die lamentieren. Wir brau- 
chen aber mehr Menschen, die anpacken- 
Das gilt auch für die Wirtschaft: Sie er- 
wartet viel von den Hochschulen. Deshä' 
müssen die Unternehmen ihr Engagem^11 

für die Hochschulen weiter ausbauen, T^ 
Beispiel durch die Finanzierung gemein' 
sanier Projekte, Stiftungslehrstühle,       g 
public-private-partnership. 
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Kein radikaler Kurswechsel 
in der Agrarpolitik 

bläßlich des Agrarkongresses der 
"U am 20. November in Osnabrück 
^Klärungen von Bundeslandwirt- 

jnaftsminister Jochen Borchert, der 
^»vertretenden CDU-Bundesvor- 

1 zenden, Bundesumweltministerin 
^gela Merkel, und des Landes- 
°rsitzende der CDU in Niedersachsen, 

'-nristian Wulff: 
>Ato der Schwelle zum 21. Jahrhundert 
s ^   die europäische und mit ihr die deut- 
sche Agrarpolitik vor grundlegenden Ent- 
waldungen. Anlaß sind die Beitrittsanträ- 
S c mittel" und osteuropäischen Länder 
,  r Europäischen Union und die bevorste- 
he Welthandelskonferenz", erklärte 
^undeslandwirtschaftsminister Jochen 

°rchert. Im Mittelpunkt der Diskussion 
v^

he dabei die von der EG-Kommission 
^gelegte AGENDA 2000. „Deren agrar- 

•itischer Ansatz - Senkung der Interven- 
"nspreise bei Rindfleisch um 30 Prozent, 

pr
! Getreide um 20 und bei Milch um 10 

g °zent mit nur teilweisem Ausgleich der 
Wei Ußu n ~ ist für mich nicht annehmbar, 

u er" - so Jochen Borchert - „u. a. 

dir [e ^an<Jwirte fast ausschließlich von 
ge^ Ier1 staatlichen Einkommenszahlun- 
SCL   phängig macht und unternehmeri- 

e Perspektiven im Keim erstickt, 
rQj U teüweise drastischen Einkommens- 
LanHrUngen funrt und die deutschen 
Silo     rte Z-B- durch die Streichung der 

maisPrämie einseitig benachteiligt, 

ljcu'ne eigenständige Politik für den länd- 
% 

en Raum aufgibt sowie 

JVfiiiin ?^"A8ra'"haushalt um weitere acht 
aüs d-   en Mark aufbläht und darüber hin- 

le deutsche Nettozahlerposition um 

knapp 800 Millionen Mark verschlechtert." 
Nach Ansicht des Bundeslandwirtschafts- 
ministers führe dies dazu, daß unsere 
Landwirtschaft in weiten Teilen noch stär- 
ker dem Wettbewerbsdruck der kosten- 
günstiger produzierenden Anbieter außer- 
halb der Europäischen Union ausgesetzt 
wird. Dieser Weg gefährde eine flächen- 
deckende Landbewirtschaftung und damit 
nicht nur unsere hohen Produktionsstan- 

Intakte Umwelt als Grundlage 
für den wirtschaftlichen Erfolg 
der Land- und Forstwirtschaft - 
Entwicklung ländlicher Räume 

hat höchste Priorität. 

dards bei Nahrungsmitteln, sondern auch 
die wirtschaftliche Sicherung der ländli- 
chen Räume und die Erhaltung und Pflege 
unserer Kulturlandschaft. 

Jochen Borchert: „Mein agrarpolitisches 
Leitbild ist und bleibt dagegen eine lei- 
stungs- und wettbewerbsfähige, marktorien- 
tierte und umweltverträgliche bäuerliche 
Landwirtschaft. Auf dem Weg dorthin haben 
wir bereits viel erreicht. Mit der Agrarreform 
von 1992 haben wir uns an den Märkten ori- 
entiert. Butter- und Getreideberge oder 
Milchseen gehören der Vergangenheit an. 
Die Einkommen im Marktfruchtbau haben 
sich positiv entwickelt. Subventionierte 
Überschüsse sind massiv reduziert worden. 
Wir brauchen also keinen radikalen Kurs- 
wechsel in der Agrarpolitik. Wir wollen 
sie behutsam weiterentwickeln." Folgende 
Prinzipien seien dafür, so der Minister, 
ausschlaggebend: 
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Langfristig können die Landwirte ihre 
multifunktionalen Aufgaben nur dann er- 
füllen, wenn sie ihr Einkommen überwie- 
gend durch Markterlöse erzielen. 

Die vielfältigen Leistungen der Land- 
wirtschaft für unsere Bevölkerung muß in- 
ternational über einen ausreichenden 
Außenschutz abgesichert werden. 

Unsere hohen Umwelt-, Qualitäts- 
und Hygienestandards müssen in den 
Welthandelsverhandlungen durchgesetzt 
werden, damit es nicht zur wettbewerbs- 
verzerrenden Einfuhr von Agrarprodukten 
(z. B. Hormonfleisch) kommt, die unsere 
Verbraucher nicht wünschen. 

Erfolgreiche Reform 1992 

Die Agrarreform von 1992 war 
erfolgreich. Sie muß behutsam weiterent- 
wickelt werden: Maßnahmen zur Be- 
schränkung der Rindfleischintervention 
und zur Marktstabilisierung sind dringend 
erforderlich, dürfen aber unsere intensive 
Bullenmast nicht einseitig benachteiligen. 
Unvermeidliche Senkungen der Stützprei- 
se bei Rindfleisch sind nur bei vollem 
Ausgleich akzeptabel. 

Die Milchquotenregelung muß ver- 
längert und so ausgestaltet werden, daß sie 
die Überschüsse wirksam beseitigt, die 
Preise stabilisiert und damit auch den 
Landwirten in den benachteiligten Regio- 
nen eine wirtschaftliche Basis sichert. 

Der ländliche Raum ist auch weiter- 
hin auf eine eigenständige Strukturförde- 
rung angewiesen, um die flächendeckende 
Landbewirtschaftung und die wirtschaftli- 
che Aktivität in den benachteiligten Re- 
gionen zu erhalten. 

Auf die große Bedeutung einer intakten 
Umwelt für den wirtschaftlichen Erfolg der 
Land- und Forstwirtschaft verweist Bunde- 
sumweltministerin Angela Merkel: „Land- 
und Forstwirte bewirtschaften den größten 
Teil der Fläche Deutschlands. Ein wirksa- 
mer Umwelt- und Naturschutz ist deshalb 
nur mit ihnen und nicht gegen sie möglich- 
Umgekehrt ist eine intakte Umwelt die 
Grundlage für den wirtschaftlichen Erfolg 
unserer Land- und Forstwirtschaft." 
Die von der Bundesregierung vorgeleg- 
ten Entwürfe zum Bundesnaturschutz- 
und Bundesbodenschutzgesetz tragen 
diesem Leitgedanken Rechnung. Es sei 
deshalb bedauerlich, daß die Novelle des 
Bundesnaturschutzgesetzes vor allem an 
der Weigerung der SPD-geführten Län- 
der zu scheitern drohe, den Land- und 
Forstwirten für notwendige Nutzungsbe- 
schränkungen einen finanziellen Aus- 
gleich gesetzlich zuzusichern, so die 
Bundesumweltministerin. „Eini- 
gungschancen bestehen dagegen bei der 
Verabschiedung des BundesbodenschutZ' 
gesetzes. Wie für keinen anderen Wirt- 
schaftszweig bildet der Boden für die 
Landwirtschaft die Produktions- und 
Existenzgrundlage. Die Verminderung 
der Schadstoffeinträge in den Boden so- 
wie die Erhaltung einer günstigen Bo- 
denstruktur und Bodenfruchtbarkeit lie- 
gen gleichermaßen im Interesse der 
Landwirtschaft wie auch des Umwelt- 
schutzes." 
Vor allem in zwei Punkten werde, so Angß' 
la Merkel weiter, das Gesetz Rechtskiarhei 
für die Landwirtschaft schaffen: „Es legt 
ausdrücklich fest, daß die speziellen Rege' 
lungen für das Aufbringen von Stoffen im 
Rahmen einer ordnungsgemäßen Landau1' 
schaft wie bisher dem Bodenschutzrecht 
vorgehen. Zudem enthält das Gesetz eine 
Ausgleichsregelung für den Fall, daß bei 
bestehenden Bodenbelastungen Einsehen' 
kungen der land- und forstwirtschaftlichen 
Bodennutzung anzuordnen sind." 
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Um umweltpolitische Ziele mit so wenig 
erwaltungsaufwand wie möglich zu er- 

IQ'Q     •' nat ^e Bundesregierung schon 
96 die berechtigten Forderungen der 

andwirte in Genehmigungsverfahren 
ach dem Bundes-Immissionsschutzge- 

^tz aufgegriffen. Bei der Novelle zur 
erordnung über genehmigungsbedürfti- 

ge Anlagen (4. BlmSchV) konnten neben 
stimmten Industrieanlagen auch land- 

schaftliche Einrichtungen zur Auf- 
cht von Geflügel oder von Schweinen 

on der Genehmigungspflicht befreit 
erden. Bundesumweltministerin Angela 
erkel: "Mit dieser rechtlichen Ände- 

Ung haben wir vor allem eine An- 
° eichung der Genehmigungspraxis an 
^dere EU-Staaten erreicht und die 

ettbewerbsfähigkeit unserer Bauern 
gestärkt." 

Thema höchster Priorität 
eu hohen Stellenwert ländlicher Räume 

Ur Politik und Wirtschaft unterstreicht der 
r'ndesvorsitzende der CDU Niedersach- 
Jj*. Christian Wulff: „Die Strukturver- 

.   erungen und die zunehmende Globali- 
sing der Wirtschaft dürfen die ländli- 
■  ^n Räume nicht zum Verlierer machen, 
" denen immerhin mehr als die Hälfte der 
lhxÖlkerunS der Bundesrepublik lebt. Po- 
ti,Und Wirtschaft müssen die problema- 

sehen Auswirkungen dieser Entwicklung 
ch 6lnfm Thema höchster Priorität ma- 
Arh1'" Die Erhaltung und Schaffung von 
A   eitSplätZen sei dabei vordringlichste 
JUn ^a^e" ^er Abwanderung insbesondere 
lu 

ger Menschen und dem ständigen Ver- 
£• ,Von Infrastruktureinrichtungen, von 
Ve   

aufsmöglichkeiten, Post, Banken, 
^^altungsschulen, Arzt, Polizei usw. 
ge^

Se «entschiedener als bisher entgegen- 
gen       .Werden. Ein „Ausbluten" abgele- 
an^ r,P0l"fer müsse verhindert werden, 
gierte Wulff. 

fina
lmiT,er wieder erhobene Forderung bei 
nziellen Zuweisungen, die Ballungs- 

gebiete zu begünstigen, sei nicht gerecht- 
fertigt. Christian Wulff: „Wir müssen hier 
vielmehr alle Fördermechanismen gezielt 
zur Problembewältigung einsetzen. Regio- 
nale Zusammenschlüsse auf landkreisü- 
bergreifender Ebene können hier weiter- 
helfen, wenn gemeinsam mit den Fachmi- 
nisterien konkrete Lösungsmöglichkeiten 
zur Stärkung der Regionen erarbeitet wer- 
den. Strukturpolitik, Förderprogramme 
und Marktmechanismen allein reichen 
aber nicht aus." 

Viele gute Beispiele 
„Ohne Eigenverantwortung und Eigen- 
initiative vor Ort läuft nichts. Wir brau- 
chen eine eigenständige Regionalent- 
wicklung, die darauf ausgerichtet ist, 
Tätigkeitsfelder durch die kreative 
Nutzung der heimatlichen Ressourcen zu 
erschließen." Hier gebe es schon eine 
Menge guter Beispiele wie die „Land- 
frauen-Service-Börsen", die u.a. soziale, 
hauswirtschaftliche und pflegerische 
Dienstleistungen anbieten. Die Initiati- 
ven reichten vom Angebot eines Mittags- 
tisches für Senioren bis zum betreuten 
Wohnen. Auch die Telekommunikation 
könne gerade kleinen und mittleren 
Unternehmen im ländlichen Raum 
Chancen eröffnen. „Die globalen Daten- 
netze bieten die Möglichkeit, Produkte 
und Dienstleistungen weltweit anzubie- 
ten und einzukaufen. Damit können 
andere Standortnachteile ausgeglichen 
werden." 

Unser erklärtes Ziel 
„Die Union wird sich für ihr erklärtes Ziel 
noch intensiver als bisher einsetzen, daß 
die ländlichen Räume auch in Zukunft le- 
bensfähig und lebenswert bleiben. Der 
ländliche Raum steht selbständig und 
gleichrangig neben den Ballungsgebieten 
und verdient in der öffentlichen Diskussi- 
on eine größere Aufmerksamkeit", erklärte 
Wulff abschließend. ■ 
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Aktives vielfältiges Engagement mit 
praktischen Beispielen veranschaulicht 

Der Vorsitzende des Arbeitskreises „Eh- 
renamt" der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Klaus Riegert, und sein Stellvertre- 
ter, Wolfgang Börnsen, haben dem Vor- 
sitzenden der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Wolfgang Schäuble, das 1. Ex- 
emplar der Fraktionsbroschüre zum 
Thema „Ehrenamt" überreicht. Sie ist 
Ausdruck einer intensiven Beschäftigung 
mit dem breitgefächerten ehrenamtli- 
chen Engagement in unserem Lande. 
Ehrenamtliche sollen zur weiteren Mitar- 
beit ermutigt und noch Abseitsstehende 
durch angeführte Beispiele ehrenamtli- 
chen Engagements zur Mitarbeit gewon- 
nen werden. Nicht zuschauen, sondern 
mitmachen, muß unsere Devise sein. 
Die Beiträge der Abgeordneten des Deut- 
schen Bundestages dokumentieren ein- 
drucksvoll, in welcher Breite ehrenamtli- 
ches Engagement möglich ist. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist die 
einzige Fraktion des Deutschen Bundesta- 
ges, die sich mit diesem Thema ernsthaft 
und dauerhaft auseinandersetzt. Sie hat 
dafür eigens einen Arbeitskreis eingesetzt, 
der in 7 Anhörungen über 60 Organisatio- 
nen, Verbände, Vereine, Agenturen und In- 
stitutionen angehört hat. Das Ergebnis 
war: Unsere Gesellschaft ist so gut, wie 
sie mit ihren Ehrenamtlichen umgeht. Da- 
bei wurden durchaus Defizite festgestellt. 
Doch war man einhellig der Auffassung, 
daß es bei der Stärkung des Ehrenamtes 
nicht um materielle Zuwendungen oder 
Vergünstigungen gehen kann, sondern um 
eine stärkere Anerkennung ehrenamtlicher 
Tätigkeit durch die öffentliche Seite, vor 
allem aber um die stille Anerkennung für 
die täglich geleistete Arbeit. 
Unsere Gesellschaft lebt von den über 12 
Millionen Bürgerinnen und Bürgern, die 

sich für andere unentgeltlich und unei- 
gennützig einsetzen, die nicht nach dem 
Warum fragen, sondern ihre ehrenamtliche 
Tätigkeit als Teil ihres Lebens begreifen. 
Viele Menschen stehen noch abseits, sie 
wollen und müssen noch angesprochen 
werden, um aktiv ehrenamtlich tätig zu 
werden. Die Freiwilligenagenturen und 
die von der Bundesministerin für Familie* 
Senioren, Frauen und Jugend, Claudia 
Nolte, ins Leben gerufene Stiftung „Bür- 
ger für Bürger" sind Ansatzpunkte, um 
vorhandene Bereitschaft für ehrenamtliche 
Mitarbeit zu fördern. 

4 
Die Broschüre kann, solange 
der Vorrat reicht, in der 
Pressestelle der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion bestellt 
werden: 

Fax 02 28/164 66 49. 

Die Antwort der Bundesregierung auf ei- 
ne Große Anfrage zur ehrenamtlichen 
Tätigkeit in unserem Lande durch die 
Koalitionsfraktionen geht über statisti- 
sches Datenmaterial hinaus auch auf Frä- 
gestellungen des neuen ehrenamtlichen 
Engagements ein; sie zeigt, auf welche 
Art und Weise der Staat ehrenamtliche 
Arbeit unterstützt, setzt sich mit Formel1 

der Anerkennung auseinander und stellt 
Vergleiche mit anderen europäischen 
Ländern her. 
Diese Broschüre ist die erste ihrer Art, die 
aktives vielfältiges Engagement an prakti' 
sehen Beispielen erfaßt und die Situation 
ehrenamtlicher Tätigkeit in unserem Lan- 
de umfassend darstellt. Sie kann bei den 
jeweiligen Wahlkreisabgeordneten ange- 
fordert werden. 
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^nTag des Ehrenamts am 5. Dezember: 

Mehr Anerkennung für das Ehrenamt 
Am 5. Dezember, dem Tag des 

"renamts, werden viele Verbände 
nd Organisationen in Aktionen 

und Veranstaltungen auf die Be- 
entung ehrenamtlichen Engage- 

ments aufmerksam machen. Die 
*[ee> jährlich am 5. Dezember den 

''international Volunteer Day for 
gnomic and Social 

eveIopment" zu begehen, geht 
*UJ eine UN-Resolution aus dem 
Jahre 1985 zurück. 

J50 fetzten Jahr wurde der Tag in 
jputschland erstmals bundesweit 

e§angen. An diesem Tag wurde im 
eutschen Bundestag die Antwort 
^Bundesregierung auf die Große 

^n*rage der CDU/CSU-Fraktion 
IJnd der FDP-Fraktion zur „Bedeu- 
Ung ehrenamtlicher Tätigkeit für 
nsere Gesellschaft" (Bundestags- 
rucksache 13/5674) beraten. Eh- 

enamtliche Arbeit muß Anerken- 
Ung finden! so das Fazit der Ant- 
0rt auf die Große Anfrage. 

w
m das Ehrenamt zu stärken, 
ürde die Stiftung „Bürger für Bürger" 

^gründet. Sie ist Trägerin der Nationa- 
^n Freiwilligenagentur, die in Zukunft 

nsPrechpartnerin, Beratungs- und Ko- 
rP

erationsstelle für alle Facetten des Eh- 

2e
na?tes sein möchte und die am 5- De~ 

s mber in Berlin eröffnet wird. Mit der 
f ' l^ng wurde eine Einrichtung geschaf- 
die' i e in anderen Staaten, die nicht über 
Dei n Wohlfahrtsstrukturen wie 
S0   Schland verfügen, bereits existieren. 
de ^

uJ"de in den USA unter der Präsi- 
lion    aft von George Bush die Point of 

& ts Foundation ins Leben gerufen, 
elche die Arbeit 

Das Ehrenamt: 
Verantwortung übernehmen - 
Zukunft gestalten 

von Freiwilligen unterstützt. George 
Bush, der anläßlich des Tages der deut- 
schen Einheit Deutschland besuchte, traf 
am 4. Oktober auch mit Bundesministe- 
rin Claudia Nolte zu einem Gespräch und 
zu gegenseitigem Informationsaustausch 
über ehrenamtliches Engagement zu- 
sammen.Die Stiftung „Bürger für Bürger" 
hat Informationsmaterial zum Thema Eh- 
renamt und Vorschläge für Höreraktionen 
sowie eine CD mit mehreren Hörfunk- 
beiträgen erarbeitet, die bei der Stiftung 
unter der Rufnummer: 0 30/2 06 55-49 01 
angefordert werden können. 
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Ehrenamt in Deutschland 
Ehrenamtliches Engagement ist in 
Deutschland stark verbreitet. Etwa 12 
Mio. Deutsche, das sind ca. 17 Prozent der 
Bevölkerung, üben ein Ehrenamt aus. Im 
Vergleich zu den frühen 60er Jahren, als 
etwa 2,5 Mio. in Westdeutschland ehren- 
amtlich tätig waren, hat sich die Zahl na- 
hezu verfünffacht. Mit knapp 20 Prozent 
liegt der Beteiligungsgrad im früheren 
Bundesgebiet (knapp 11 Millionen Perso- 
nen) mehr als doppelt so hoch wie in den 
neuen Bundesländern mit 9 Prozent (gut 1 
Million Personen). Die Beteiligung an eh- 
renamtlicher Arbeit erreicht ihre maximale 
Ausprägung mit 23 Prozent in der Alters- 
klasse der 40 bis 50 jährigen; sie nimmt 
danach zunächst leicht und erst bei den 
über 70jährigen auf 16 Prozent ab. Bei 
den Männern sind es ebenfalls die 40 bis 
50jährigen, die sich mit 23 Prozent am 
stärksten ehrenamtlich beteiligen, bei den 
Frauen ist der höchste Beteiligungsgrad 
erst bei den 60 bis 70jährigen erreicht. 
(Die Angaben basieren auf der sogenann- 
ten Zeitbudgetstudie, einer Untersuchung 
des Statistischen Bundesamtes, die 
1991/92 im Auftrag des damaligen Bun- 
desministeriums für Familie und Senioren 
erstellt wurde.) 
Die Bürgerinnen und Bürger, die ehren- 
amtlich tätig sind, leisten wertvolle Arbeit 
für unsere Gesellschaft. Unser Sozialsy- 
stem wäre ohne die Vielzahl von Verbän- 
den, Vereinen, Parteien, Selbsthilfegrup- 
pen, Parteien und die Millionen von Bür- 
gerinnen und Bürgern, die sich freiwillig 
für andere engagieren, überhaupt nicht 
denkbar. Ehrenamtlich Tätige leisten ei- 
nen wichtigen Beitrag zur Integration vie- 
ler Menschen bzw. Bevölkerungsgruppen. 
In der Ausländer- und Aussiedlerarbeit, 
den unterschiedlichsten Organisationen 
für ältere Menschen und den Interessen- 
vertretungen Behinderter ist beispielswei- 
se ehrenamtliches Engagement unver- 
zichtbar. 

Freiwillige und ehrenamtliche Tätigkeit 
beschränkt sich nicht auf soziale Aufga- 
ben, sondern umfaßt nahezu alle gesell- 
schaftlichen Bereiche: Politik, Kultur, Ju- 
stiz, Freizeit, Jugendarbeit, Sport, Kirchen 
und Religionsgemeinschaften, Gesundheit 
und Sozialwesen, Katastrophenschutz und 
Rettungswesen, Freiwillige Feuerwehren, 
Arbeitsschutz, Tarifparteien in der Wirt- 
schaft, Wissenschaft, Umwelt- und Natur- 
schutz etc. Durch freiwillige Arbeit in Ver- 
einen, Organisationen und Initiativen er- 
lernen und praktizieren Menschen Ge- 
meinschaftsempfinden, Fairneß, Toleranz- 
Werte, die für den Zusammenhalt der Ge- 
sellschaft unerläßlich sind. 
Trotz der insgesamt beachtlich hohen Zahl 
ehrenamtlich Tätiger klagen insbesondere 
traditionelle Organisationen in den letzten 
Jahren über ein Nachlassen ehrenamtli- 
chen Engagements. 
Dagegen wächst der Zuspruch gegenüber 
Selbsthilfegruppen und Bürgerinitiativen. 
Ein Akzeptanzproblem für traditionelle Or- 
ganisationen ergibt sich durch die Profes- 
sionalisierung vieler Aufgaben und das Ver- 
hältnis hauptamtlich und ehrenamtlich täti- 
ger Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
Hinzu kommt eine veränderte Einstellung 
zum Ehrenamt. Über das breit gefächerte 
traditionelle Ehrenamt hinaus suchen viele 
eine Betätigung, ohne sich gleich fest an ei' 
nen Verband zu binden. Zeitlich begrenztes 
und projektbezogenes freiwilliges Engan- 
gement gewinnt zunehmend an Bedeutung- 

Die Stiftung Bürger für Bürger 
Um das Ehrenamt in Deutschland zu 
stärken, haben prominente Persönlich- 
keiten aus Politik, Wirtschaft und Ge- , 
Seilschaft auf Initiative von Bundesfam1' 
lienministerin Claudia Nolte in Bonn o'6 

privatrechtliche Stiftung Bürger für Bür' 
ger ins Leben gerufen. Gründungsmit- 
glieder sind der Präsident des Deutsche11 

Fußballbundes, Egidius Braun, die 
Sportlerin Marianne Buggenhagen, der 
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Moderator Peter Hahne, Bundesministe- 
ln Claudia Nolte, die ehemalige Präsi- 
entin des Deutschen Bundestages und 
rasidentin des Arbeiter-Samariter-Bun- 
s> Dr. h. c. Annemarie Renger, der 

undestagsabgeordnete Klaus Riegert, 
^|e Vizepräsidentin des Malteser Hilfs- 
dienstes, Elisabeth Freifrau Spieß von 

ullesheim, die stellvertretende Vorsit- 
ende des Deutschen Frauenrates, Dr. 
rsula Sottong, und der Moderator Ul- 

lcn Wickert. Der Deutsche Sparkassen- 
nd Giroverband hat einen ganz wesent- 

yen Teil des Stiftungsvermögens zur 
erfügung gestellt. Die Schirmherr- 

lchaft der Stiftung hat Bundespräsident 
j 0rnan Herzog übernommen. Zur Kura- 
°riumsvorsitzenden wurde Bundesmini- 

sterin Claudia Nolte bestellt. 

JJfe Stiftung als Trägerin der 
Nationalen Freiwilligenagentur 
^ndere Staaten, die nicht die Wohlfahrts- 
v
erbar|dsstruktur wie Deutschland haben, 
erfügen bereits über ein breit gefächertes 

^etzwerk von Freiwilligenagenturen. In 
eutschland fehlte bisher eine derartige 

sohirichtUng- Diese Lücke so11 Jetzt ge~ 
Jossen werden. Mit Hilfe der Stiftung 

lrd in Berlin die Nationale Freiwilligena- 
°entur eingerichtet. Sie versteht sich als 

nsprechpartnerin und als offenes Forum 
r das Ehrenamt, als Angebot für die tra- 
tlonellen Verbände, die lokalen und re- 

k°nalen Freiwilligenagenturen und für al- 
^ a" ehrenamtlichem und freiwilligem 
u 

ga&ernent interesssierten Bürgerinnen 
j^ ,    Urger. Sie möchte insbesondere die 
Sjc,menrjedingungen verbessern, damit 
und r Öglichst viele an der Entwicklung 
frei    estaltur»g unserer Gesellschaft durch 
ne 

Wllu§es Engagement beteiligen kön- 
die Jn diesem Zusammenhang übernimmt 
de A ^tl0nale Freiwilligenagentur folgen- 

^Wgaben: 

lejft
,ldun8s- und Beratungs- 

ngen. Darunter fallen insbesondere 

die Unterstützung und Förderung beim 
Aufbau vergleichbarer Einrichtungen, aber 
auch Hilfen für traditionelle Verbände und 
Institutionen bei der Konzeption neuer 
projektbezogener Aufgabenbereiche und 
Einsatzfelder. 

• Qualitätssicherung und 
Information. Hier ist ein fachlich 
fundiertes Informationssystem aufzubau- 
en, das regiemäßig und systematisch 
wissenschaftliches Material, aber auch 
alles verfügbare Erfahrungswissen aus 
dem nationalen und internationalen 
Bereich wiedergibt. 

• Zusammenarbeit und Vernet- 
zung. Die nationale Freiwilligenagentur 
will als Träger übergreifende Kooperati- 
onsstelle die Kontakte zwischen interna- 
tionalen Verbänden und den Trägern eh- 
renamtlichen Engagements in Deutschland 
unterstützen. 

• Info-Hotline und Datenbank. Hier 
können sich alle Institutionen, die mit Eh- 
renamtlichen arbeiten, in Fragen bezüglich 
des Ehrenamtes beraten lassen. Darüber 
hinaus können sie sich über Arbeit und 
Projekt der Nationalen Freiwilligenagen- 
tur informieren. Die Hotline steht aber 
auch informierten Bürgerinnen und Bür- 
gern zur Verfügung. 

• Öffentlichkeitsarbeit. Damit soll 
das Image des Ehrenamts aufgewertet 
werden. Die Bürgerinnen und Bürger sol- 
len durch die regelmäßige Veröffentli- 
chung positiver Beispiele auf die Notwen- 
digkeit einer qualifizierten Freiwilligenar- 
beit hingewiesen werden. 

• Forschung und Innovation. Um 
effizient und nachhaltig wirksam eine 
wissenschaftlich abgesicherte Vor- 
gehensweise für den Aufbau einer Inf- 
rastruktur zur Förderung freiwilligen 
Engagements zu entwickeln, soll die 
Nationale Freiwilligenagentur im Interesse 
ihrer Kernaufgabe Forschungsförderung 
betreiben. ■ 



Seite 28 ■ UiD 38/1997 FÜHRERSCHEIN 

Wichtiger Schritt für einheitliches 
Fahrerlaubnisrecht in Europa 

Der verkehrspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dirk Fi- 
scher, und der Berichterstatter für das 
Straßenverkehrsrecht, Michael Jung, 
erklärten zur Verabschiedung der No- 
velle des Straßen Verkehrsgesetzes und 
des Fahrlehrergesetzes im Deutschen 
Bundestag: 
Mit der Novellierung insbesondere des 
Straßenverkehrsgesetzes und mit der Um- 
setzung der Zweiten EU-Führerschein- 
richtlinie wird ein bedeutender Schritt für 
ein einheitliches Fahrerlaubnisrecht in Eu- 
ropa getan. Einheitliche Mindeststandards 
für die Erteilung der Fahrerlaubnis und 
einheitliche Führerscheinmuster sind die 
Grundlage für die gegenseitige und unbe- 
fristete Anerkennung der Fahrerlaubnisse 
und Führerscheine in den Mitgliedstaaten 
der EU sowie in den Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum. Damit wird ein weiteres 
Stück Freizügigkeit in Europa verwirk- 
licht. 
Mit dem neuen Führerscheinrecht im 
Straßenverkehrsgesetz wird des weiteren 
sichergestellt, daß im Bereich der Präven- 
tion und der Ahndung nach sachlichen, 
einheitlichen und verbindlichen Kriterien 
verfahren wird und Mißbräuche vermie- 
den werden. Gerade dies liegt nach Auf- 
fassung der CDU/CSU im Interesse und 
dient der Verbesserung der Verkehrssi- 
cherheit auf unseren Straßen. Dagegen 
verdeutlichen die Anträge der SPD und 
von Bündnis 90/DIE GRÜNEN mit ihren 
Forderungen nach mehr staatlichen Rege- 
lungen nur ihr Mißtrauen gegenüber der 
Mündigkeit des Autofahrers. 
Ein besonderes Augenmerk gilt den 
Fahranfängern. Es steht zweifelsfrei fest, 

daß sich die 1986 eingeführte Fahrerlaub- 
nis auf Probe zur Bekämpfung des über- 
durchschnittlich hohen Unfallrisikos von 
Fahranfängern bewährt hat. Die große 
Mehrheit der Fahranfänger, nämlich 86 
Prozent, fallen in der Probezeit nicht auf. 
Und deshalb ist es auch nicht einsichtig, 
daß diese Mehrheit für die Fehler der Min' 
derheit büßen soll. Dies aber wäre die 
Konsequenz des SPD-Antrags, die Probe- 
zeit für jugendliche Fahranfänger generell 
auf vier Jahre zu verlängern. Und der 
SPD-Vorschlag, dann die Teilnahme an ei- 
ner freiwilligen 2. Ausbildungsphase mit 
einer Abkürzung der Probezeit auf die ur- 
sprünglichen 2 Jahre zu „honorieren", ist 
aufgrund der Kosten dieser Seminare - im 
Mittel ca. 450 DM - für die meisten Ju- 
gendlichen sicherlich kein „Bonus", son- 
dern eine erhebliche Zusatzbelastung. 

Es bleibt grundsätzlich bei der 
zweijährigen Probezeit 

Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU 
und FDP haben hier mit ihrer Mehrheit 
das sinnvollere Konzept durchgesetzt: Es 
bleibt grundsätzlich bei der zweijährigen 
Probezeit für alle Fahranfänger. Allerdings 
soll für diejenigen, die in der Probezeit 
auffällig werden, d. h. für ca. 14 Prozent 
der Führerscheininhaber auf Probe, los- 
gelöst vom Alter die Probezeit auf vier 
Jahre verlängert werden. Denn durch Un- 
tersuchungen ist belegt, daß diese Fahran' 
fänger auch nach Ablauf der Probezeit 
überdurchschnittlich häufig Verkehrsdeh*' 
te begehen. Die Verlängerung der Probe- 
zeit nur für die Auffälligen ist in der Sacn 
richtig und auch gerecht, weil es alle tritt > 
die in der Probezeit entsprechend schwer- 
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legende Verstöße begangen haben, ohne 
!e jugendlichen Fahrer zu diskriminieren, 
le unauffälligen aber nicht unangemes- 

Sen belastet. 
Aüch die Information der SPD zum Wie- 
erholungssehtest ist unvollständig und 
^sachlich, insbesondere der Vorwurf, die 
DU/CSU sei dem angemeldeten Hand- 

^ngsbedarf nicht nachgekommen. Für die 
J°U/CSU besteht kein Zweifel daran, 
aß richtiges Sehen wichtige Vorausset- 

zung für das Führen von Fahrzeugen ist. 
^ndlungsbedarf im Rahmen eines Ge- 
^et2gebungsverfahrens heißt, daß man sich 
er Sache annimmt und sie ernsthaft und 

aUsgewogen prüft. Dies hat die CDU/CSU 
§etan. Gemäß einer von der CDU/CSU 
^geforderten Expertise der Bundesanstalt 
^r Straßenwesen ist nicht belegt, daß sich 

eränderungen oder Defizite im Sehver- 
mögen in einer Weise auf das Unfallge- 
Schehen auswirken, die es rechtfertigen 
Wül"de, sämtliche Fahrerlaubnisinhaber 
per bestimmte Altersgruppen mit obliga- 
0rischen Wiederholungsuntersuchungen 
^belasten. 
, eshalb besteht auch keine Veranlassung, 
^er dirigistisch einzugreifen. Die SPD 
erschweigt dabei, daß bereits ein großer 
Weil der Autofahrer Brillenträger ist und 

t'
Cri regelmäßig untersuchen läßt, des wei- 

p.ren; daß obligatorische Sehteste im 
u"fjahresrhythmus bedeuten würden, daß 

n
ch jährlich rd. 8 Millionen Autofahrer ei- 
eni kostenpflichtigen Sehtest unterziehen 

ler
ußten. Die CDU/CSU tritt sowohl im In- 

au
re^se der Verkehrssicherheit als aber 

Seh dCS AutoTarirers vielmehr dafür ein, 
füh      6 au^ freiwJ'nger Basis durchzu- 
he 

ren' Und vertraut dem Verantwortungs- 
Wußtsein der Kraftfahrer. 

des ceßücn wird durch die Novellierung 
Qü if   'enrergesetzes dazu beigetragen, 
derV      tion' Ausbildung und Fortbildung 
&ed ahrlenrer zu verbessern. Dies ist von 

eutung für die Ausbildung in den Fahr- 

schulen in Deutschland, in denen jährlich 
etwa eine Million Fahranfänger auf den 
modernen Straßenverkehr vorbereitet wer- 
den müssen. Ca. zwei Drittel der Fahrer- 
laubnisse werden zwischen dem 18. und 
19. Lebensjahr, über 90% bis zum 25. Le- 
bensjahr erworben. Dies bedeutet, daß na- 
hezu jeder Jugendliche eine Fahrschule be- 
sucht. Neben der Ausbildung in Vorschrif- 
tenkenntnis und Fahrfertigkeit ist heute 
von zentraler Bedeutung, daß dem Fahr- 
schüler zusätzlich auch Verantwortungsbe- 
wußtsein, Sensibilität für Risiken und Ge- 
fahren des modernen Straßenverkehrs so- 
wie die richtige Einstellung zum Führen 
eines Kraftfahrzeugs vermittelt wird. 

Fahrlehrerberuf ist noch immer 
ein Fortbildungsberuf 

Die Fahrschulausbildung ist heute nicht 
mehr nur eine Vorbereitung auf die theore- 
tische und praktische Fahrerlaubnis- 
prüfung, sondern sie hat inzwischen ihren 
eigenständigen Wert erhalten. Sie stellt an 
den Fahrlehrer auch entsprechende 
pädagogische Anforderungen. 
Der Fahrlehrerberuf ist noch immer ein 
Fortbildungsberuf, für den eine abge- 
schlossene Berufsausbildung in einem an- 
deren anerkannten Lehrberuf sowie eine 
5monatige theoretische Fortbildung in ei- 
ner Fahrlehrerausbildungsstätte genügt. 
Nunmehr wird diese theoretische Fortbil- 
dung um ein mehrmonatiges Praktikum in 
einer Ausbildungsfahrschule ergänzt, um 
den Praxisbezug herzustellen. Darüber 
hinaus hat der Deutsche Bundestag auf In- 
itiative der Koalition die Bundesregierung 
aufgefordert zu prüfen, ob angesichts der 
pädagogischen Anforderungen, die ver- 
mehrt an den Fahrlehrer gestellt werden, 
der Fahrlehrerberuf von einem Fortbil- 
dungs- zu einem Ausbildungsberuf zu ent- 
wickeln ist, und in zwei Jahren hierüber 
zu berichten. ■ 
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EVP-Kongreß beschließt 
Position zur Erweiterung der 

Europäischen Union 
Auf ihrem Kongreß in Toulouse vom 
9. bis 11. November hat die Europäische 
Volkspartei (EVP) in einem einstimmigen 
Beschluß ihre Position für die Erweite- 
rung der Europäischen Union um die 
Länder Mittel- und Osteuropas (MOEL) 
festgelegt. Dem Beschluß lag ein Antrag 
der EVP-Fraktion zugrund, der unter 
Leitung des stellvertretenden Fraktions- 
vorsitzenden Hans-Gert Pöttering erar- 
beitet worden ist. Der Beschluß des EVP- 
Kongresses, dem die Delegierten aus 21 
Mitgliedsparteien einstimmig zugestimmt 
haben, hat folgenden Wortlaut: 

Die Europäische 

Union und ihre 

Erweiterung müssen 

im Interesse aller 

Europäer ein Erfolg 

werden 

• Unsere historische Aufgabe 
der Schaffung eines Europas 
in Frieden und Wohlstand 

Die Völker in den Ländern Mittel- und 
Osteuropas (MOEL), denen nach der Ka- 
tastrophe des 2. Weltkrieges die Unter- 
drückung durch den Kommunismus auf- 

gezwungen wurde, haben in einer friedli- 
chen Revolution ihre Freiheit und Unab- 
hängigkeit erkämpft. Für diese Völker ist 
Europa ein Symbol für Demokratie, Men- 
schenrechte, Rechtsstaatlichkeit und eine 
marktwirtschaftliche Ordnung. Die Völker 

der MOE-Länder sowie Zypern und Malta 
wollen der Europäischen Union beitreten, 
weil sie sich zu deren Zielen bekennen, 
wie sie in den Römischen Verträgen von 
1957 in der Präambel festgelegt sind. 
Hierbei geht es darum, „die Grundlagen 
für einen immer engeren Zusammen- 
schluß der europäischen Völker zu schaf- 
fen und durch diesen Zusammenschluß 
Frieden und Freiheit zu wahren und zu 
festigen". Die Europäische Union ist offen 
für alle europäischen Demokratien, die die 

Kriterien für eine Mitgliedschaft erfüllen- 
Die EVP ist davon überzeugt, daß die Eu- 
ropäische Union aus politischen und moi"3' 
lischen Gründen verpflichtet ist, sich den 
Ländern Mittel- und Osteuropas zu öffnen- 
Der Beitritt der MOE-Länder zur Europa»' 
sehen Union entspricht nicht nur dem poU' 
tischen und wirtschaftlichen Interesse die' 
ser Länder, sondern ebenso dem Interesse 
der Europäischen Union und ihrer Mit- 
gliedstaaten. Sowohl die Beitrittsländer 3>s 

auch die Europäische Union und alle ihre 
Mitgliedstaaten müssen, ohne das beste- 
hende Gleichgewicht zwischen den gege11' 
wältigen Mitgliedstaaten der Union zu P' 
fährden, die notwendigen politischen, ^^ 
schaftlichen und finanziellen AnstrenguU' 
gen unternehmen, um die Erweiterung zU 

Erfolg zu führen. Es geht dabei im Kern 
um die Sicherheit des gesamten europai- 
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chen Kontinents. Da die grundlegenden 
^lele der Union darin bestehen, Freiheit, 
Sicherheit, Stabilität und wirtschaftliche 

ntwicklung, gepaart mit sozialer Gerech- 
'gkeit und Solidarität, in Europa zu Schaf- 
en und aufrechtzuerhalten, sollten die 

.^Wirkungen der Erweiterung in erster 
^ie nach diesen Kriterien beurteilt wer- 

ben. Die EVP betont, daß die finanziellen 
^sPekte der Erweiterung die Prinzipien der 

°Udarität sowie des wirtschaftlichen und 
ozialen Zusammenhalts innerhalb der 

Union selbst nicht unterhöhlen dürfen. 
je Verwirklichung der Demokratie und 

Js Rechtsstaates, die Anerkennung der 
Menschenrechte und der Rechte ethni- 
scher Minderheiten, eine marktwirtschaft- 
'che Ordnung sowie die Übernahme des 

gemeinschaftlichen Besitzstands sind Vor- 
^ssetzung für einen Beitritt der MOE- 
J-ander zur Europäischen Union. Die Not- 
wendigkeit der Einhaltung der politischen 
j^terien, besonders im Bereich der De- 
^°kratisierung, wurden im Vertrag von 
^sterdam nochmals betont. Aus diesem 
~runde kann die Slowakei unter den der- 
artigen Bedingungen nicht zu einer Mit- 

§lledschaft eingeladen werden. 

* Eine neue Etappe im Erweite- 
rungsprozeß mit allen Bei- 
trittskandidaten, die die politi- 
schen Bedingungen für eine 
Mitgliedschaft erfüllen 

ne
16 ^Omission hat ihre Vorschläge für ei- 

y stärkere und erweiterte Europäische 
ke 

0n unterbreitet. Die EVP stellt aner- 
le 

n^end fest, daß diese Vorschläge in vie- 
eni   

ereichen den Auffassungen der EVP 
\y sprechen und insgesamt den richtigen 

Di 
e§ weisen. 

des p      lst davon überzeugt, daß, als Teil 
Sche I

r,WeiterungsProzesses' die Europäi- 
Hur       10n mit all den Ländern, die ein 
sci1|

0pa"Abkommen mit der EU abge- 
Ssen haben, den strukturierten Dialog 

verstärken sollte, indem ein Erweiterungs- 
dialog, der unverzüglich beginnt, geschaf- 
fen wird. Solch ein „Erweiterungsdialog" 
als ein fortlaufender Prozeß würde dazu 
dienen, alle Themen der Politikbereiche 
der EU zu behandeln, einschließlich der 
institutionellen Entwicklung der EU. Er 
würde den Beitrittsländern die Möglich- 
keit geben, im Rahmen eines multilatera- 
len informellen Netzwerks bereits vor dem 
Beitritt auf die Politik der EU Einfluß zu 
nehmen und diese auch zu übernehmen 
und somit unter Wahrung des Acquis com- 
munautaire die Erweiterung vorzuberei- 
ten. Der Erweiterungsdialog ist ein Signal 
für die Völker Mittel- und Osteuropas, daß 
sie zur europäischen Familie gehören und 
Mitglied der Europäischen Union werden. 
Die EVP wünscht, daß ein verstärkter Bei- 
tritts- und Verhandlungsprozeß mit all den 
Staaten Mittel- und Osteuropas, die die 
politischen Bedingungen für eine Mit- 
gliedschaft erfüllen, sowie mit Zypern im 
Jahre 1998 eröffnet werden sollte. 
Der Verhandlungsrhythmus und der Ab- 
schlußtermin hängen davon ab, wieweit 
die einzelnen Beitrittskandidaten die Vor- 
aussetzungen für den Beitritt erfüllen. 
Während des Europäischen Gipfels in 
Cannes wurde beschlossen, die Beitritts- 
verhandlungen mit Malta Anfang 1998 zu 
beginnen. Wir möchten aus diesem Grun- 
de Malta dazu auffordern, sein Beitrittsge- 
such zu erneuern. 
Die Verhandlungen zwischen der EU und 
den Beitrittskandidaten finden auf bilate- 
raler Ebene statt. Jedes Land wird auf der 
Grundlage seiner individuellen Entwick- 
lungen im Hinblick auf die Erreichung des 
Acquis communautaire bewertet. 
Die EVP unterstreicht, daß intensive Ver- 
handlungen auf individueller Basis 
zunächst mit denjenigen Ländern begin- 
nen sollen, die am weitesten fortgeschrit- 
ten sind, und unterstützt trotz einiger 
sachlicher Ungenauigkeiten die Auswahl 
der Länder durch die Kommission. Die 
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Verhandlungsmandate für die Kommissi- 
on sollten eindeutig definiert werden, so 
daß die Kommission das Recht hat, je 
nach dem Fortschritt, den die einzelnen 
Kandidaten zu verzeichnen haben, über 
die Intensität und den Abschluß der Ver- 
handlungen zu entscheiden, wobei die in- 
stitutionellen Zuständigkeiten des Rates 
und des Europäischen Parlaments berück- 
sichtigt werden müssen. Die anderen Län- 
dern werden durch weitere Anstrengun- 
gen und mithin durch eine stetig zuneh- 
mende Erfüllung der Beitrittsvorausset- 
zungen eine vergleichbare Intensität der 
Verhandlungen erreichen. 

• Von zentraler Bedeutung: die 
Heranführungsstrategie und 
die Beitrittspartnerschaft 

Der Grad der demokratischen und wirt- 
schaftlichen Umgestaltung in den Bei- 
trittsländern ist sehr unterschiedlich. Im 
Rahmen einer verstärkten Heranführungs- 
strategie als Teil des Erweiterungsprozes- 
ses und eines Programms der Beitrittspart- 
nerschaften auf bilateraler Basis zwischen 
der Europäischen Union und den Beitritts- 
ländern sollen diese unter voller Wahrung 
des institutionellen Gleichgewichts mit 
der EU vertraut gemacht werden. Die EVP 
unterstützt insoweit ausdrücklich die Vor- 
schläge der Kommission. Notwendig ist 
ferner, daß bereits vor dem Beitritt Mittel 
und Wege gefunden werden, um die 
Behörden der Beitrittsländer an die Struk- 
turen der Union heranzuführen. Besonde- 
res Augenmerk ist zu richten auf die Maß- 
nahmen zur Modernisierung der Verwal- 
tungen in den Beitrittsländern, die ge- 
meinschaftliche und sonstige Mittel zu 
verwalten haben. 

• Die „Europa-Konferenz" 
Die EVP ist der Ansicht, daß die von der 
Kommission vorgeschlagene „Europa- 
Konferenz" hinsichtlich der GASP und der 

Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz 
und Inneres ein wichtiges Instrument politi- 
scher Zusammenarbeit sein kann. Die „Eu- 
ropa-Konferenz" soll nach dem Vorschlag 
der Kommission ein Mal im Jahr auf der 
Ebene der Staats- und Regierungschefs un- 
ter Beteiligung des Präsidenten der Kom- 
mission und des Europäischen Parlaments 
stattfinden. Daran teilnehmen sollen ferne1" 
die Mitgliedstaaten der EU sowie alle eu- 
ropäischen Staaten, die einen Beitritt an- 
streben und mit der Union durch ein Asso- 
ziationsabkommen verbunden sind. 

• Notwendig: institutionelle 
Reformen und Umstruktu- 
rierung des Finanzrahmens 

Die EVP tritt für eine starke, handlungs- 
fähige und demokratische EU ein. Der 
Vertrag von Amsterdam hat trotz einiger 
Fortschritte in anderen Bereichen nicht die 
erforderlichen institutionellen Reformen 
zuwege gebracht. 
Um den Weg zur Erweiterung zu ebnen, 
wird die institutionelle Reform nach Auf- 
fassung der EVP folgendes umfassen müs- 
sen: das Entscheidungsverfahren (Entschei- 
dung mit qualifizierter Mehrheit im Mini- 
sterrat und Mitentscheidung des Europäi- 
schen Parlaments), eine Neugewichtung 
der Stimmen im Ministerrat, die Zusam- 
mensetzung der Kommission. Diese RefaJ"' 
men müssen so bald wie möglich erfolge11' 
um den Beitritt der ersten Länder in den 
Jahren 2002/2003 möglich zu machen. 
Zum Gelingen der Erweiterung ist es 
außerdem notwendig, einen neuen Finanz' 
rahmen unter Beachtung des Zeitplans der 
Erweiterung sowie ihrer Auswirkungen 
auf die Politiken der EU und unter 
Berücksichtigung des bereits vorgeschla- 
genen „Erweiterungsfonds" auszuhande'11. 

Die Ziele der EVP sind die politische und 
institutionelle Reform der Europäischen 
Union sowie Frieden und Freiheit aut un- 
serem Kontinent im 21. Jahrhundert. 
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„Wir sind Teil der einen Welt" 
,e Europäische Volkspartei war in die- 

^em Jahr mit dem XII. Kongreß bei der 
ranzösischen Partnerpartei Force De- 

JJtocrate zu Gast. Der EVP-Kongreß, 
der vom 9. bis 11. November in Toulou- 
se stattfand, stand unter dem Motto 
"Wir sind Teil der einen Welt" und be- 
schäftigte sich vor allem mit den drin- 
genden Fragen der Arbeitslosigkeit in 

.Uropa, dem Kampf gegen die organi- 
s,erte Kriminalität, dem Einwande- 
jjUngs- und Asylrecht, der Bewahrung 
der Schöpfung sowie Europas Verant- 
w°rtung in regionalen Konflikten. 
Die 21 christlich-demokratischen und bür- 
gerlichen Parteien der EVP verabschiede- 
ten außerdem eine Entschließung der 
tvP-Fraktion im Europäischen Parlament 
^r anstehenden Erweiterung der Europäi- 
schen Union. Die Erweiterung wird Ge- 
genstand des Regierungsgipfels sein, der 
v°m 11. bis 12. Dezember 1997 in Lu- 
Xemburg tagt. 

Bundeskanzler Helmut Kohl, dessen Po- 
larität auf den Straßen von Toulouse 
e
nd ln der Veranstaltung deutlich wurde, 

-p lärte in seiner Eröffnungsrede in 
oulouse, die Massenarbeitslosigkeit sei 

J* zentrale Thema der Europäer in diesen 
a§en. Im Vorfeld des EU-Beschäfti- 

fUn§sgipfels am 20. und 21. November in 
ÜXeniburg verabschiedete der EVP-Kon- 
eß ein Strategiepapier zur Beschäfti- 

n 
n§sP°litik, in dem die Koordinierung 

de 
l0naler Beschäftigungspolitiken gefor- 

mt wird. Entgegengesetzte Politiken der 
s-',§

Uedstaaten in diesem Bereich heben 

seh 7Qgen der VerflechtunS der wirt" 
auf     auf dem Binnenmarkt gegenseitig 

tü    k^häftigungspolitische Verantwor- 
& bleibt jedoch auch weiterhin vor al- 

lem in der Verantwortung der Mitglied- 
staaten, insbesondere auch wegen der 
Rolle der Tarifpartner. Die EU und die 
Mitgliedstaaten setzen die Rahmenbedin- 
gungen in der Sozialen Marktwirtschaft, 
die den Spielraum der Tarifpartner 
definieren. 

Die EVP-Delegierten forderten in Toulou- 
se, daß ein verstärkter Beitritts- und Ver- 
handlungsprozeß mit all den Staaten Mit- 
tel- und Osteuropas, die die politischen 
Bedingungen für eine Mitgliedschaft er- 
füllen, sowie mit Zypern im Jahre 1998 im 

Bericht vom XII. EVP-Kon- 
greß der Europäischen Volks- 
partei von Elmar Brok, MdEP 

Rahmen eines multilateralen Erweite- 
rungsdialogs eröffnet werden soll. Der Er- 
weiterungsdialog soll den Beitrittsländern 
die Möglichkeit geben, sich im Rahmen 
eines multilateralen Netzwerks auf ihren 
Beitritt vorzubereiten. In der Entschlie- 
ßung heißt es: „Der Erweiterungsdialog ist 
ein Signal für die Völker Mittel- und Ost- 
europas, daß sie zur europäischen Familie 
gehören und Mitglied der Europäischen 
Union werden." 

Der Kongreß unterstützte weiterhin den 
Vorschlag der EU-Kommission, bilaterale 
intensive Verhandlungen mit Polen, Tsche- 
chien, Ungarn, Estland, Slowenien und 
Zypern zu führen. Auf diese Weise soll al- 
len Kandidaten die Perspektive der Mit- 
gliedschaft gegeben und gleichzeitig mit 
den weiterentwickelten Bewerbern kon- 
krete Verhandlungen geführt werden, um 
etwa 2003 nach den notwendigen Refor- 
men der EU die ersten neuen Mitglieder 
aufnehmen zu können. ■ 
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Großer Erfolg für die 
EURO-Veranstaltung in Trier 

Der EURO ist nach wie vor ein wichti- 
ges Thema in der Bevölkerung. Dies 
zeigen die hohen Besuchszahlen der 
EURO-Veranstaltung in Trier ganz 
deutlich. Rund 600 Teilnehmer waren 
am Dienstag, dem 18. November, in die 
Europahalle in Trier gekommen, um an 
einer Informationsveranstaltung über 
den EURO teilzunehmen. 
Sie wurden vom Landesvorsitzenden der 
CDU Rheinland-Pfalz, Christoph Bohr, be- 
grüßt. Die beiden Referenten, der 
Europaabgeordnete Dr. Werner Langen und 
der Hauptgeschäftsführer des Bundesver- 
bandes Deutscher Banken, Dr. Manfred 
Weber, zeigten in ihren Vorträgen eindrück- 
lich die Vorteile des EURO aus politischer 
und aus wirtschaftlicher Perspektive. 
Dabei räumten sie auch manches Vorurteil 
aus. Sie machten beispielsweise klar, daß 
eine Volksbefragung, wie es die EURO- 
Gegner immer wieder fordern, keinerlei 
Einfluß auf einen völkerrechtlich verbind- 
lichen Vertrag wie den Maastrichter Ver- 
trag haben kann. 
In der anschließenden lebhaften Diskussi- 
on konnten noch weitere Vorurteile gegen 

den EURO abgeräumt werden. Es wurde 
deutlich, daß auch im Hinblick auf die 
praktische Umstellung von der DM auf 
den EURO noch viele Fragen offen sind. 
Informationsveranstaltungen wie diese 
bieten die große Chance, diese Fragen 
konkret zu beantworten. 

Eine großartige Sache 
Der Diskussionsleiter Franz Peter Basten 
MdB, wies in seinem Schlußwort noch 
einmal eindrücklich auf die besondere Si- 
tuation in Trier hin. Wegen der engen wirt- 
schaftlichen Beziehungen zu Luxemburg 
und Frankreich, hat die Region Trier ein 
besonderes Interesse an der Einführung 
des EURO. Die z. Zt. noch bestehende Be- 
lastung durch die Wechselkurse und die 
Wechselkursschwankungen wird nach der 
Einführung des EURO die Betriebe we- 
sentlich entlasten und die Umsätze kalku- 
lierbarer machen. 
„Der EURO ist für unsere Region eine 
großartige Sache" - mit diesen Worten 
schloß Basten diese rundherum gelungene 
Veranstaltung und sprach damit aus, was 
die meisten Besucher nach dieser Veran- 
staltung wohl auch dachten. 

Mehr als 10.000 Anfragen zum EURO 
Eine CD-ROM für den Mittelstand 
zum Thema „EURO" wird Anfang 
Dezember von den Euro Info 
Centres (EIC), einer Einrichtung der 
Europäischen Union (EU), in 
Deutsch herausgebracht. Sie soll die 
wachsende Nachfrage nach 
Informationen über die Europäische 
Währungsunion befriedigen helfen, 

wie die Berliner Informationsstelle 
der EU mitteilte. Allein in diesem 
Jahr beantworteten die EIC mehr als 
10.000 Anfragen von kleinen und 
mittleren Unternehmen zum EURO. 

Die kostenlose CD-ROM ist 
unter der Faxnummer: 
030-31510316abrufbar. 
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Argumente Für einen 
pünktlichen 

Start des EURO 
Der EURO kommt. Die Bundesrepublik 

Deutschland wird die Maastricht-Kri- 
terien erfüllen. Welche Länder der 

Europäischen Wirtschafts- und Währungs- 
Union beitreten werden, entscheidet sich be- 
fits im Früjahr nächsten Jahres. 

^Pätestens jetzt sollten sich deshalb alle 
Bürgerinnen und Bürger mit den Vorteilen 
Vertraut machen, die die neue Währung 
mit sich bringt: 

t: Mehr Wachstum 

• Der Wegfall der Wechselkursrisiken 
Schafft mehr Planungssicherheit. 

• Der Wegfall von Umtauschgebühren er- 
spart Unternehmen und Verbrauchern jfihr- 
''cr>e Kosten in Höhe von einem halben 
^ozent der Wirtschaftsleistung der EU - 
aas sind: weit über 40 Milliarden Mark. 
JJte Folge: Wachstumsschub und Zu- 
Wachsraten im Handel. 

2: Sichere Arbeitsplätze 
le Devisenturbulenzen der vergange- 
en Jahre haben unzählige Arbeitsplätze 

^kostet. Ohne Aufwertungsdruck ver- 
essert sich die Konkurrenzfähigkeit 

futscher Unternehmen. Das bedeutet: 
Srh ^^O sichert bestehende und 

hafft neue Arbeitsplätze. 

~| 'nflation jetzt schon auf 
n,storischem Tiefstand 

Fph?Pa ^at aus den stabilitätspolitischen 
«niern der 70er Jahre gelernt. Stabile 

Preise sind zum vorrangigen Ziel gewor- 
den. Vorwirkung der Beitrittsabsicht: Die 
Inflation in der EU ist mit 1,5 Prozent auf 
einem historischen Tiefstand. Die Staats- 
defizite sind deutlich gesunken. 

Die Folge: stabile Preise. 

4: Gewinn für die Sparer 

Das große EURO-Währungsgebiet bietet 
große Möglichkeiten für Anlage- und 
Finanzierungsaktivitäten. Zunehmender 
Wettbewerb zwischen Banken und 
Finanzinstituten wird auch den Sparern 
zugute kommen. 

5: Größere Chancen auf 
dem Weltmarkt 

Im Vergleich zu den USA, wo es für ei- 
nen Wirtschaftsraum von rund 260 Millio- 
nen Menschen nur eine gemeinsame 
Währung gibt, gelten in der EU mit rund 
370 Millionen Menschen 14 Währungen 
nebeneinander. Mit dem EURO bündelt 
Europa seine Kräfte und verbessert seine 
Chancen im internationalen Wettbewerb. 
Der EURO wird gleichberechtigt neben 
Dollar und Yen stehen, eine der wichtig- 
sten Handels- und Reservewährungen 
sein und das Weltwährungsgefüge stabi- 
lisieren. 

6: Stabilitätsgemeinschaft 
Europa 

Die Länder, die der Währungsunion bei- 
treten, übertragen ihre geldpolitischen 
Kompetenzen auf die Europäische 
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Zentralbank mit Sitz in Frankfurt am 
Main. Die Europäische Zentralbank ist 
nach dem Vorbild der Deutschen Bun- 
desbank von politischen Weisungen 
unabhängig und nur der Geldwertstabi- 
lität verpflichtet. 

Die EU hat sich - auf deutschen Vor- 
schlag - auf einen „Stabilitätspakt" geei- 
nigt. Darin werden die Bestimmungen 
des Maastrichter Vertrags für die dauer- 
hafte Stabilität des EURO präzisiert. 

Die Kriterien 

für den Eintritt in die Endstufe der Wirt- 
schafts- und Währungsunion: 

• Preise: Die Inflationsrate darf nur um 
1,5 Prozent über der Rate der drei preis- 
stabilsten Länder liegen. 

• Haushalte: Öffentliche Defizite dürfen 
in der Regel nicht mehr als 3 Prozent 
des Bruttoinlandprodukts (BIP) betragen. 
Der Schuldenstand darf in der Regel 60 
Prozent des BIP nicht übersteigen. 

• Zinsen: Der Zinssatz für langfristige 
Kredite darf nur 2 Prozent über den Zin- 
sen für Staatsanleihen der drei preissta- 
bilsten Länder liegen. 

• Wechselkurse: Währungen, die in 
den EURO gehen wollen, müssen 
mindestens zwei Jahre vor der Ent- 
scheidung über den Beitritt ohne Proble- 
me innerhalb der normalen Spannbreite 
am Europäischen Währungssystem 
teilgenommen haben. 

Die Umstellung 

Zum Stichtag werden DM und die 
Währungen der anderen Teilnehmer in 
die neue Währung umgerechnet. Am rea- 
len Wert des Geldes ändert sich nichts. 

Kaufkraft und Preis-Leistungs-Verhältnis 
bleiben gleich. 

Der Fahrplan 

Ende Februar 1998: 
► Die EU-Mitgliedstaaten melden ihre 
Wirtschaftsdaten des Jahres 1997 an das 
Europäische Währungsinstitut und an die 
Europäische Kommission. 

2. bis 3. Mai 1998: 
EU-Gipfel in Brüssel entscheidet über 

► die Teilnehmerländer der ersten 
Gruppe der Währungsunion 

► die Umrechnungskurse zwischen den 
teilnehmenden Währungen 

► die Besetzung des Präsidiums der 
Europäischen Zentralbank. 

I.Januar 1999: 
Beginn der Währungsunion mit 

► der unwiderruflichen Fixierung der 
Wechselkurse 

► der Übernahme der geldpolitischen 
Kompetenzen durch die EZB 

► der Einführung des EURO als 
Buchgeld 

I.Januar 2002: 
► Beginn des Umtausches der natio- 

nalen Geldscheine und -münzen in 
EURO und Cent 

I.Juli 2002: 
► Der EURO wird zum alleinigen gesetZ' 

liehen Zahlungsmittel. Nationale Note11 

und Münzen können weiter umge- 
tauscht werden. 

I Der EURO wird so stabil sein wie die DM. j 



Lebensentwürfe 
von Frauen - 
was hat sich 

geändert ? 

Themenschwerpunkte 1998: 

Fremd in Deutschland? 
Türkinnen zwischen den Kulturen. 

Frauen und Macht - 
Eine ambivalente Beziehung. 

Zwischen Anspruch und Wirklichkeit - 
Die Situation von Künstlerinnen. 

Vom Girlie zur Power-Frau? 
Mädchen heute. 

Jedes Themenheft mit Beiträgen aus Politik, 
Wissenschaft, Medien und Praxis; mit Illustrationen. 

erscheint vierteljährlich; Jahresabo 40,- DM (zzgl. Porto) 

letzt kostenloses 
ProoehettaiitQrtiein! 

Verlag Leske + Budrich 
Postfach 300551 

51334 Leverkusen 
Tel. 0 21 71/20 79 

FRAU 
IN UNSERER 

ZEIT 
Die frauenpolitische Zeitschrift 
der Konrad-Adenauer-Stiftung 
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WeÄiVMwktjwerbeviirttei 
«ler 

• Weihnachts-CD 
Bestell-Nr.: 9300 
Verpackungseinheit: 
1 Expl., Preis je Expl- 
7,00 DM 

• Eiskratzer 
Bestell-Nr.: 9890 
Verpackungseinheit: 
100 Expl., Preis je 
100 Expl.: 89,00 DM 
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• Weihnachtsliederbuch 
°estell-Nr.: 2867 
^erPackungseinheit: 25 Expl. 
Mre'sje25ExpL: " 24,75 DM 

• Ausstechformen-Set 
Bestell-Nr.: 9109 
Verpackungseinheit: 10 Sets 
Preis je 10 Set's.: 17,00 DM 

&Z!aschentasche (blau oder rot) 
BeSe "Nr- rot: 0305 
2*el|-Nr. blau: 0304 
PrRicaCkun9seinneit: 1 Set ä 25 Expl. 

reis Je Set: 27,50 DM 

• Geschenkpapierrolle (blau oder rot) 
Format: 10m x 75cm 
Bestell-Nr. rot: 0303 
Bestell-Nr. blau: 0302 
Verpackungseinheit: 1 Rolle 
Preis je Rolle: 14,90 DM 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand* 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum        ^ -- 
Postfach 1164 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

CDU-Ledergeldbörse 
Wie abgebildet, besteht 
die Börse aus einem 
Kleingeldfach auf der 
Außenseite sowie einem 
Scheinfach, 8 Karten- 
fächern und zwei Steck- 
fächern im Innenteil. 
Die hochwertige Verar- 
beitung dieser Börse 
aus der namhaften 
„Brown-Bear-Collection" 
zeichnet sich unter an- 
derem durch seine rund- 
genähten Ecken, dop- 
pelten Nähte sowie die 
Stoff-Kaschierung an 
den Innenseiten aus. 
Durch ihr handliches 
Format (ca. 11x9 cm) ist diese Börse 
sowohl als Damen- wie auch als 
Herren-Geldbörse verwendbar. 
Bestell-Nr.: 9243 
Verpackungseinheit: 1 Expl. 
Preis je Expl.: 29,90 DM 
zzgl. MwSt. und Versand 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1164, 33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 
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